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Gesetzentwurf  
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung bewachungsrechtlicher Vorschriften 

A. Problem und Ziel 
Vor dem Hintergrund verschiedener Vorfälle, unter anderem vereinzelter Über-
griffe in Flüchtlingsunterkünften durch Bewachungspersonal, wurde ein Eck-
punktepapier zur Überarbeitung des Bewachungsrechts erarbeitet. Dieses enthält 
Vorschläge zur Verschärfung des gewerblichen Bewachungsrechts und zur Ver-
besserung des Vollzugs in diesem Bereich. Da der Bewachung dieser Unterkünfte 
eine wachsende Bedeutung zukommt, derzeit verstärkt Bewachungsunternehmen 
gegründet werden und bereits bestehende zusätzliches Personal einstellen, ist eine 
schnelle Umsetzung der Vorschläge erforderlich, die die besondere Situation bei 
der Bewachung von Flüchtlingsunterkünften durch gewerbliche Bewachungsun-
ternehmen berücksichtigen. 

B. Lösung 
§ 34a der Gewerbeordnung und die Bewachungsverordnung werden ergänzt. Be-
wachungsunternehmer müssen künftig einen Sachkundenachweis erbringen an 
Stelle des bisherigen Unterrichtungsnachweises. Die Erlaubnis ist künftig auch zu 
versagen bei Vorliegen ungeordneter Vermögensverhältnisse. Bewachungsperso-
nal, das bei der Bewachung von Flüchtlingsunterkünften und Großveranstaltun-
gen in leitender Funktion eingesetzt wird, muss ebenfalls einen Sachkundenach-
weis erbringen. Es werden gesetzliche Regelbeispiele für die Unzuverlässigkeit 
des Unternehmers und des Personals eingeführt. Die zuständigen Behörden holen 
nach § 34a der Gewerbeordnung künftig im Rahmen der Zuverlässigkeitsprüfung 
eine Auskunft der zuständigen Polizeibehörde ein und erhalten zudem die Mög-
lichkeit der Abfrage bei den Landesbehörden für Verfassungsschutz in Bezug auf 
Bewachungsunternehmer und Personal, das zur Bewachung von Flüchtlingsun-
terkünften und von Großveranstaltungen eingesetzt werden soll. In § 34a der Ge-
werbeordnung erfolgt eine Klarstellung, dass die zuständige Behörde zur Über-
prüfung der Zuverlässigkeit eine unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszent-
ralregister einholt. Die  Zuverlässigkeitsüberprüfung des Bewachungsunterneh-
mers und des eingesetzten Wachpersonals ist zudem alle drei Jahre zu wiederho-
len. 
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C. Alternativen 
Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Keine. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Der Gesetzentwurf enthält keine Regelungen für Bürgerinnen und Bürger. Den 
Bürgerinnen und Bürgern entsteht durch dieses Gesetz kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Die Wirtschaft wird um 1 150 000 Euro pro Jahr entlastet. 

Die „One in, one out“-Regelung wird eingehalten, da durch den Gesetzentwurf 
kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft entsteht, der an anderer 
Stelle durch eine Entlastung zu kompensieren wäre. Die Entlastung der Wirtschaft 
um 1 150 000 Euro pro Jahr gilt als „Out“ für die Bürokratiebremse. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung entstehen durch die erhöhten Anforderungen im Erlaubnis-
verfahren sowie durch die Einführung einer regelmäßigen Zuverlässigkeitsprü-
fung Kosten in Höhe von insgesamt 1 421 500 Euro pro Jahr.  

Darüber hinaus entstehen beim Bundesamt für Verfassungsschutz einmalige In-
vestitionskosten in Höhe von circa 50 000 Euro für die Einrichtung einer einheit-
lichen Eingangsschnittstelle für den automatisierten Abgleich im nachrichten-
dienstlichen Informationssystem. 

F. Weitere Kosten 
Weitere Kosten entstehen durch diesen Gesetzentwurf nicht.  
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 BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Berlin, 25. Mai 2016 

DIE BUNDESKANZLERIN

An den 
Präsidenten des  
Deutschen Bundestages  
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung bewachungsrechtlicher Vorschriften 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG ist 
als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 945. Sitzung am 13. Mai 2016 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 3 ersichtlich 
Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in der 
als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Angela Merkel 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung bewachungsrechtlicher Vorschriften 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Gewerbeordnung 

Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), die zu-
letzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 11. März 2016 (BGBl. I S. 396) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:  

1. § 34a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird durch die folgenden Absätze 1 und 1a ersetzt:

„(1) Wer gewerbsmäßig Leben oder Eigentum fremder Personen bewachen will (Bewachungsge-
werbe), bedarf der Erlaubnis der zuständigen Behörde. Die Erlaubnis kann mit Auflagen verbunden 
werden, soweit dies zum Schutz der Allgemeinheit oder der Auftraggeber erforderlich ist; unter densel-
ben Voraussetzungen sind auch die nachträgliche Aufnahme, Änderung, und Ergänzung von Auflagen 
zulässig. Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Antragsteller die für den Gewerbebetrieb erforder-
liche Zuverlässigkeit nicht besitzt,

2. der Antragsteller in ungeordneten Vermögensverhältnissen lebt,

3. der Antragsteller nicht durch eine vor der Industrie- und Handelskammer erfolgreich abgelegte
Prüfung nachweist, dass er die für die Ausübung des Bewachungsgewerbes notwendige Sach-
kunde über die rechtlichen und fachlichen Grundlagen besitzt, oder

4. der Antragsteller den Nachweis einer Haftpflichtversicherung nicht erbringt.

Die erforderliche Zuverlässigkeit liegt in der Regel nicht vor, wenn der Antragsteller 

1. Mitglied in einem Verein, der nach dem Vereinsgesetz als Organisation unanfechtbar verboten
wurde oder der einem unanfechtbaren Betätigungsverbot nach dem Vereinsgesetz unterliegt, war
und seit der Beendigung der Mitgliedschaft zehn Jahre noch nicht verstrichen sind,

2. Mitglied in einer Partei, deren Verfassungswidrigkeit das Bundesverfassungsgericht nach § 46 des
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. August 1993
(BGBl. I S. 1473), das zuletzt durch Artikel 8 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I
S. 1474) geändert worden ist, festgestellt hat, war und seit der Beendigung der Mitgliedschaft zehn
Jahre noch nicht verstrichen sind,

3. einzeln oder als Mitglied einer Vereinigung Bestrebungen und Tätigkeiten im Sinne des § 3 Ab-
satz 1 des Bundesverfassungsschutzgesetzes vom 20. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2954, 2970),
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. November 2015 (BGBl. I S. 1938) geändert wor-
den ist, verfolgt oder unterstützt oder in den letzten fünf Jahren verfolgt oder unterstützt hat,

Anlage 1 
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4. in den letzten fünf Jahren vor Stellung des Antrags wegen einer Straftat gegen die sexuelle Selbst-
bestimmung, wegen Menschenhandels oder Förderung des Menschenhandels, vorsätzlicher Kör-
perverletzung, Diebstahls, Unterschlagung, Erpressung oder Hehlerei zu einer Freiheitsstrafe, Ju-
gendstrafe, Geldstrafe von mindestens 60 Tagessätzen oder mindestens zweimal zu einer geringe-
ren Geldstrafe rechtskräftig verurteilt worden ist oder bei dem die Verhängung von Jugendstrafe 
ausgesetzt worden ist, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft der letzten Verurteilung fünf Jahre 
noch nicht verstrichen sind. 

Zur Überprüfung der Zuverlässigkeit holt die zuständige Behörde mindestens ein 

1. eine Auskunft aus dem Gewerbezentralregister nach § 150 Absatz 1, 

2. eine unbeschränkte Auskunft nach § 41 Absatz 1 Nummer 9 des Bundeszentralregistergesetzes 
sowie 

3. eine Stellungnahme der für den Wohnort zuständigen Behörde der Landespolizei, einer zentralen 
Polizeidienststelle oder des jeweils zuständigen Landeskriminalamts, ob tatsächliche Anhalts-
punkte bekannt sind, die Bedenken gegen die Zuverlässigkeit begründen können. 

Darüber hinaus kann die zuständige Behörde zusätzlich zum Zweck der Überprüfung der Zuverlässig-
keit bei der für den Sitz der Behörde zuständigen Landesbehörde für Verfassungsschutz die Abfrage 
des nachrichtendienstlichen Informationssystems veranlassen. § 1 des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes 
vom 20. April 1994 (BGBl. I S. 867), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Dezember 2015 
(BGBl. I S. 2161) geändert worden ist, bleibt unberührt. Die zuständige Behörde hat den Gewerbetrei-
benden in regelmäßigen Abständen, spätestens jedoch nach Ablauf von drei Jahren auf seine Zuverläs-
sigkeit zu prüfen. 

(1a) Der Gewerbetreibende darf mit der Durchführung von Bewachungsaufgaben nur Personen 
beschäftigen, die  

1. die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen und  

2. durch eine Bescheinigung der  Industrie- und Handelskammer nachweisen, dass sie über die für 
die Ausübung des Gewerbes notwendigen rechtlichen und fachlichen Grundlagen unterrichtet 
worden sind und mit ihnen vertraut sind. 

Für die Durchführung folgender Tätigkeiten ist der Nachweis einer vor der Industrie- und Handelskam-
mer erfolgreich abgelegten Sachkundeprüfung erforderlich: 

1. Kontrollgänge im öffentlichen Verkehrsraum oder in Hausrechtsbereichen mit tatsächlich öffent-
lichem Verkehr, 

2. Schutz vor Ladendieben, 

3. Bewachungen im Einlassbereich von gastgewerblichen Diskotheken, 

4. Bewachungen von Aufnahmeeinrichtungen nach § 44 des Asylgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 2. September 2008 (BGBl. I S. 1798), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 2. Februar 2016 (BGBl. I S. 130) geändert worden ist, von Gemeinschaftsunterkünften nach 
§ 53 des Asylgesetzes oder anderen Immobilien und Einrichtungen, die der auch vorübergehenden 
amtlichen Unterbringung von Asylsuchenden oder Flüchtlingen dienen, in leitender Funktion, 

5. Bewachungen von zugangsgeschützten Großveranstaltungen in leitender Funktion.  

Zur Überprüfung der Zuverlässigkeit holt die zuständige Behörde mindestens eine unbeschränkte Aus-
kunft nach § 41 Absatz 1 Nummer 9 des Bundeszentralregistergesetzes sowie eine Stellungnahme der 
für den Wohnort zuständigen Behörde der Landespolizei, einer zentralen Polizeidienststelle oder des 
jeweils zuständigen Landeskriminalamts ein, ob tatsächliche Anhaltspunkte bekannt sind, die Bedenken 
gegen die Zuverlässigkeit begründen können. Darüber hinaus kann die zuständige Behörde zusätzlich 
bei der für den Sitz der Behörde zuständigen Landesbehörde für Verfassungsschutz die Abfrage des 
nachrichtendienstlichen Informationssystems veranlassen bei: 
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1. Wachpersonen, die mit Bewachungen nach Satz 2 Nummer 4 und 5 beauftragt werden sollen, 

2. Wachpersonen, die mit Schutzaufgaben im befriedeten Besitztum bei Objekten, von denen im Fall 
eines kriminellen Eingriffs eine besondere Gefahr für die Allgemeinheit ausgehen kann, beauftragt 
werden sollen. 

Dies gilt auch nach Aufnahme der Tätigkeit einer Wachperson. Absatz 1 Satz 4, 7 und 8 ist entspre-
chend anzuwenden.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter „Absatz 1 Satz 3 Nr. 3“ durch die Wörter „Absatz 1a Satz 1“ 
ersetzt. 

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „Absatz 1 Satz 6“ durch die Wörter „Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 
und Absatz 1a Satz 2“ ersetzt. 

cc) In Nummer 4 wird die Angabe „(ABl. EU Nr. L 255 S. 22, 2007 Nr. L 271 S. 18)“ durch die 
Wörter „(ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22), die zuletzt durch die Richtlinie 2013/55/EU (ABl. 
L 354 vom 28.12.2013, S. 132) geändert worden ist,“ ersetzt. 

c) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Bis zum 31. Dezember 2017 ist ein Bewacherregister zu errichten, in dem bundesweit Daten 
zu Bewachungsgewerbetreibenden nach Absatz 1 Satz 1 und Bewachungspersonal nach Absatz 1a 
Satz 1 elektronisch auswertbar zu erfassen und auf dem aktuellen Stand zu halten sind.“ 

2. In § 61a Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „§ 34a Absatz 1 Satz 5 und Absatz 2 bis 5“ durch die Wörter 
„§ 34a Absatz 1a Satz 1 und Absatz 2 bis 5“ ersetzt. 

3. In § 71b Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „§ 34a Absatz 1 Satz 5 und Absatz 2 bis 5“ durch die Wörter 
„§ 34a Absatz 1a Satz 1 und Absatz 2 bis 5“ ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung der Bewachungsverordnung 

Die Bewachungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Juli 2003 (BGBl. I S. 1378), die 
zuletzt durch Artikel 2a Absatz 3 des Gesetzes vom 4. März 2013 (BGBl. I S. 362) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:  

1. § 1 wird wie folgt gefasst: 

„§ 1 

Zweck  

Zweck der Unterrichtung ist es, die im Bewachungsgewerbe tätigen Personen, die nach § 34a Absatz 1a 
Satz 1 der Gewerbeordnung über die für die Ausübung des Gewerbes notwendigen rechtlichen und fachli-
chen Grundlagen zu unterrichten sind, so zu befähigen, dass sie mit den entsprechenden Rechten, Pflichten 
und Befugnissen sowie mit deren praktischer Anwendung in einem Umfang vertraut sind, der ihnen die 
eigenverantwortliche Wahrnehmung von Bewachungsaufgaben ermöglicht.“ 

2. Nach § 2 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Die Unterrichtung kann bei jeder Industrie- und Handelskammer erfolgen, die diese Unterrichtung anbie-
tet.“ 
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3. § 3 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Unterrichtung hat mindestens 40 Unterrichtsstunden zu dauern.“ 

b) In Satz 5 wird die Angabe „20“ durch die Angabe „25“ ersetzt. 

4. § 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Bei der Unterrichtung sind die Sachgebiete der Anlage 3 zugrunde zu legen.“ 

5. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

6. § 5a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „§ 34a Absatz 1 Satz 6“ durch die Wörter „§ 34a Absatz 1 Satz 3 Num-
mer 3 und Absatz 1a Satz 2“ ersetzt und die Wörter „die in diesen Bereichen tätigen Personen“ durch 
die Wörter „die in Absatz 2 genannten Personen“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Der Sachkundeprüfung haben sich zu unterziehen 

1. Personen, die das Bewachungsgewerbe nach § 34a Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung als Selb-
ständige ausüben wollen, 

2. bei juristischen Personen die gesetzlichen Vertreter, soweit sie mit der Durchführung von Bewa-
chungsaufgaben direkt befasst sind, 

3. die mit der Leitung des Gewerbebetriebs beauftragten Personen, 

4. sonstige Personen, die mit der Durchführung von Bewachungsaufgaben nach § 34a Absatz 1a  
Satz 2 der Gewerbeordnung beschäftigt werden.“ 

c) Absatz 2 wird Absatz 3 und die Angabe „§ 4 Nr. 1 und 5“ wird durch die Wörter „§ 4 Satz 1 Nummer 1 
und 5“ ersetzt. 

7. Dem § 5b Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Sachkundeprüfung kann bei jeder Industrie- und Handelskammer abgelegt werden, die diese Prüfung 
anbietet.“ 

8. In § 5d wird die Angabe „§ 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 3“ durch die Wörter „§ 5 Nummer 1 bis 3“ ersetzt. 

9. § 9 wird wie folgt gefasst: 

„§ 9 

Beschäftigte 

(1) Der Gewerbetreibende darf mit Bewachungsaufgaben nur Personen beschäftigen, die 

1. zuverlässig sind, 

2. das 18. Lebensjahr vollendet haben oder einen Abschluss nach § 5 Nummer 1 bis 3 besitzen und 

3. einen Unterrichtungsnachweis nach § 3 Absatz 2, ein Prüfungszeugnis nach § 5 oder eine Bescheini-
gung eines früheren Gewerbetreibenden nach § 17 Absatz 1 Satz 2 oder in den Fällen des § 34a Ab-
satz 1a Satz 2 der Gewerbeordnung ein Prüfungszeugnis nach § 5c Absatz 6 oder § 5 vorlegen. 

(2) Der Gewerbetreibende hat die Wachpersonen, die er beschäftigen will, der zuständigen Behörde 
unter Übersendung der in Absatz 1 genannten Unterlagen vorher zu melden. Er hat ihr für jedes Kalenderjahr 
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Namen und Vornamen der bei ihm ausgeschiedenen Wachpersonen unter Angabe des Beschäftigungsbe-
ginns bis zum 31. März des darauf folgenden Jahres zu melden. Die Sätze 1 und 2 sind entsprechend für die 
in § 5a Absatz 2 Nummer 2 und 3 genannten Personen anzuwenden.“ 

10. In § 10 Absatz 2 wird die Angabe „(BGV C 7)“ durch die Angabe „(DGUV Vorschrift 23)“ ersetzt. 

11. In § 11 Absatz 4 werden die Wörter „§ 34a Absatz 1 Satz 6 Nummer 1 und 3“ durch die Wörter „§ 34a Ab-
satz 1a Satz 2 Nummer 1 und 3 bis 5“ ersetzt. 

12. Nach § 13 wird folgender § 13a eingefügt: 

„§ 13a 

Anzeigepflicht 

Der Gewerbetreibende hat der für die Erlaubniserteilung nach § 34a Absatz 1 der Gewerbeordnung zu-
ständigen Behörde unverzüglich nach Satz 3 anzuzeigen, welche Personen jeweils mit der Leitung des Be-
triebs oder einer Zweigniederlassung beauftragt sind. Dies gilt bei juristischen Personen auch für die nach 
Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag jeweils zur Vertretung berufenen Personen. In der Anzeige ist für 
jede Person Folgendes anzugeben: 

1. der Name, der Geburtsname, sofern dieser vom Namen abweicht, sowie der Vorname, 

2. die Staatsangehörigkeit oder Staatsangehörigkeiten, 

3. der Geburtstag und -ort sowie 

4. die Anschrift.“ 

13. In § 14 Absatz 3 Nummer 3 wird die Angabe „§ 9 Abs. 1 Satz 1“ durch die Angabe „§ 9 Absatz 1“ und die 
Angabe „§ 9 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 9 Absatz 2“ ersetzt. 

14. In § 15 werden die Wörter „die in § 1 Abs. 2“ durch die Wörter „Gewerbetreibende im Sinne des § 34a 
Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung und Bewachungspersonal im Sinne des § 34a Absatz 1a Satz 1 der 
Gewerbeordnung“ ersetzt. 

15. § 16 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 9 Abs. 1 Satz 1“ durch die Angabe „§ 9 Absatz 1“ ersetzt. 

b) In Nummer 4 wird die Angabe „§ 9 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 9 Absatz 2“ ersetzt. 

c) Nach Nummer 9 wird folgende Nummer 10 eingefügt: 

„10. entgegen § 13a Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig erstattet,“. 

d) Die bisherigen Nummern 10 und 11 werden die Nummern 11 und 12. 

16. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Personen im Sinne des § 34a Absatz 1a Satz 1 der Gewerbeordnung, die am 31. März 1996 
in einem Bewachungsunternehmen beschäftigt waren, sind von der Unterrichtung befreit. Der Gewer-
betreibende bescheinigt diesen Personen, dass sie die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllen.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 5a Abs. 1“ durch die Wörter „§ 5a Absatz 2 Nummer 4“ und werden 
die Wörter „tätig sind“ durch die Wörter „Tätigkeiten nach § 34a Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 3 
der Gewerbeordnung durchführen“ ersetzt. 
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bb) Die Sätze 2 und 3 werden durch folgenden Satz ersetzt:   

„Der Gewerbetreibende bescheinigt diesen Personen, dass sie die Voraussetzungen des Satzes 1 
erfüllen.“  

c) Dem Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Personen im Sinne des § 5a Absatz 2 Nummer 4, die am … [einsetzen: Tag des Inkrafttretens 
des Artikels … dieses Gesetzes] Tätigkeiten nach § 34a Absatz 1a Satz 2 Nummer 4 und 5 der Gewer-
beordnung durchführen, müssen bis zum … [einsetzen: Angabe des Tages und Monats des Inkrafttre-
tens des Artikels … dieses Gesetzes sowie die Jahreszahl des ersten auf das Inkrafttreten folgenden 
Jahres] einen Sachkundenachweis erbringen.“  

17. In der Überschrift zu Anlage 1 werden die Wörter „§ 34a Absatz 1 Satz 3 Nummer 3, Satz 5“ durch die 
Wörter „§ 34a Absatz 1a Satz 2 Nummer 2“ ersetzt und werden die Wörter  

„als  

– Selbständiger*) 

– gesetzlicher Vertreter einer juristischen Person*) 

– Betriebsleiter*) 

– Unselbständiger*) 
*) Nichtzutreffendes streichen.“  

gestrichen.  

18. Anlage 2 wird aufgehoben. 

19. In Anlage 3 Nummer 4 wird die Angabe „(BVG C7)“ durch die Angabe „(DGUV Vorschrift 23)“ ersetzt. 

20. Anlage 4 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „§ 34a Absatz 1 Satz 6“ durch die Wörter „§ 34a Absatz 1 Satz 3 
Nummer 3 und Absatz 1a Satz 2“ ersetzt. 

b) Im Text der Anlage wird die Angabe „§ 34a Abs.1 Satz 5“ durch die Wörter „§ 34a Absatz 1 Satz 3 
Nummer 3 und Absatz 1a Satz 2“ ersetzt. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Artikel 1 tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag nach der Verkündung in Kraft. In Artikel 1 Nummer 1 
Buchstabe c tritt § 34a Absatz 1 Satz 8 am… [einsetzen: Datum des ersten Tages des 13. auf die Verkündung 
folgenden Monats] in Kraft.  
 
Der Bundesrat hat zugestimmt. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Das Eckpunktepapier zur Überarbeitung des Bewachungsrechts des Bundesministeriums für Wirtschaft und Ener-
gie enthält Vorschläge zur Verschärfung des gewerblichen Bewachungsrechts und zur Verbesserung des Vollzugs 
in diesem Bereich. Das Papier wurde vorbereitet von einer Arbeitsgruppe, die vor dem Hintergrund verschiedener 
Vorfälle, unter anderem von Übergriffen in Flüchtlingsunterkünften durch Bewachungspersonal, eingerichtet 
worden war. Vor dem Hintergrund, dass der Bewachung dieser Unterkünfte eine wachsende Bedeutung zukommt, 
derzeit verstärkt Bewachungsunternehmen gegründet werden und bereits bestehende zusätzliches Personal ein-
stellen, ist eine schnelle Umsetzung der Vorschläge erforderlich, die die besondere Situation bei der Bewachung 
von Flüchtlingsunterkünften durch gewerbliche Bewachungsunternehmen berücksichtigen. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs   

Einige Vorschläge aus dem Eckpunktepapier, die überwiegend in Bezug stehen zur Bewachung von Flüchtlings-
unterkünften, werden durch Änderungen des § 34a der Gewerbeordnung und der Bewachungsverordnung umge-
setzt. Dazu wird der Sachkundenachweis für den Bewachungsunternehmer eingeführt und die Erteilung der Er-
laubnis von geordneten Vermögensverhältnissen abhängig gemacht. Auch für Bewachungspersonal, das bei der 
Bewachung von Flüchtlingsunterkünften und von zugangsgeschützten Großveranstaltungen in leitender Funktion 
eingesetzt wird, wird der Sachkundenachweis vorgegeben. Es werden gesetzliche Regelbeispiele eingeführt für 
die Unzuverlässigkeit des Unternehmers und des Personals. Zudem wird den zuständigen Behörden die Möglich-
keit der Abfrage bei den Landesbehörden für Verfassungsschutz in Bezug auf Bewachungsunternehmer und Per-
sonal eingeräumt, das zur Bewachung von Flüchtlingsunterkünften und bei Großveranstaltungen eingesetzt wer-
den soll. Im Gesetz wird weiterhin klargestellt, dass die zuständige Behörde zur Überprüfung der Zuverlässigkeit 
eine unbeschränkte Auskunft aus Bundeszentralregister einholt. Schließlich wird eine regelmäßige Zuverlässig-
keitsüberprüfung vorgeschrieben. 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Gesetzgebungskompetenz und Verordnungsermächtigung 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 74 Nummer 11 des Grundgesetzes. § 34a Ab-
satz 2 der Gewerbeordnung ermächtigt das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, mit Zustimmung des 
Bundesrates Durchführungsvorschriften zu erlassen. 

V. Gesetzesfolgen 

1. Haushaltsaufgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

2. Erfüllungsaufwand 

2.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Der Gesetzentwurf enthält keine Regelungen für Bürgerinnen und Bürger. Den Bürgerinnen und Bürgern entsteht 
durch dieses Gesetz kein Erfüllungsaufwand. 

2.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Die Wirtschaft wird um 1 150 000 Euro pro Jahr entlastet. 

Für den Bewachungsunternehmer war bisher ein Unterrichtungsnachweis auf der Grundlage einer Unterrichtung 
im Umfang von 80 Stunden bei der Industrie- und Handelskammer zu erbringen. Dieser entfällt künftig. Bewa-
chungsunternehmer müssen an Stelle der bisherigen Unterrichtung künftig eine Sachkundeprüfung ablegen. Das-
selbe gilt für Bewachungspersonal, das bei der Bewachung von Flüchtlingsunterkünften in leitender Funktion 
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eingesetzt wird und künftig ebenfalls einen Sachkundenachweis vorlegen muss. Hier ersetzt der Sachkundenach-
weis eine Unterrichtung im Umfang von 40 Stunden.  

Die Zahl der im Markt befindlichen Bewachungsunternehmer beträgt derzeit rund 10 000. Ausgehend von einer 
angenommenen jährlichen Fluktuation von zehn Prozent treten pro Jahr rund 1 000 neue Bewachungsunternehmer 
in den Markt ein und müssen künftig einen Sachkundenachweis vorlegen.  

Keine konkreten Zahlen liegen für das eingesetzte Bewachungspersonal vor. Bei einer Größenordnung von ge-
schätzten 200 000 eingesetzten Wachpersonen sind nach grober Schätzung zwanzig Prozent mit der Bewachung 
von Flüchtlingsunterkünften und Großveranstaltungen beauftragt, davon wiederum fünf Prozent in leitender 
Funktion. Die angenommene Fallzahl beträgt somit pro Jahr 2 000 Personen, die künftig einen Sachkundenach-
weis an Stelle des Unterrichtungsnachweises vorlegen müssen. 

Die Sachkundeprüfung hat einen zeitlichen Umfang von ca. drei Stunden, die künftig die Unterrichtung von 80 
bzw. 40 Stunden ersetzt. Der zu Prüfende muss sich allerdings auf die Prüfung vorbereiten, der Umfang hängt 
von seinen Vorkenntnissen ab und kann daher nicht beziffert werden. Es steht dem zu Prüfenden frei, sich mit 
dem zum Beispiel von den Industrie- und Handelskammern angebotenen Schulungsmaterial vorzubereiten oder 
zur Vorbereitung an einer von zahlreichen Bildungs- und Weiterbildungsträgern angebotenen Schulung teilzu-
nehmen. Das Schulungsangebot variiert sehr stark. So gibt es von Intensivkursen mit einer Dauer von fünf bis 
zehn Tagen bis hin zu dreimonatigen Weiterbildungsangeboten eine große Bandbreite. Die Kurse bereiten dabei 
häufig nicht nur auf die IHK-Sachkundeprüfung nach § 34a der Gewerbeordnung vor, sondern qualifizieren die 
Teilnehmer umfassend für eine Tätigkeit im Bewachungsgewerbe und gehen somit über die reine Vorbereitung 
auf die Sachkundeprüfung hinaus. Die Teilnahme ein einer solchen Weiterbildungsmaßnahme wird oftmals über 
Bildungsgutscheine oder Bildungschecks der Agentur für Arbeit und der Jobcenter gefördert. Eine belastbare 
Schätzung hinsichtlich des tatsächlichen zeitlichen Aufwands für die Vorbereitung auf die Sachkundeprüfung ist 
nicht möglich, es liegen dazu keine Erfahrungswerte vor. Auch die Industrie- und Handelskammern erheben keine 
Informationen darüber, ob und gegebenenfalls wie sich Personen, die sich zu einer Sachkundeprüfung anmelden, 
auf diese vorbereiten. Es wird aber davon ausgegangen, dass eine durchschnittliche Vorbereitungszeit von 60 
Stunden nicht unrealistisch ist. 

Für die Ablegung der IHK-Sachkundeprüfung erheben die Kammern Gebühren in Höhe von ca. 150 Euro. Dafür 
entfallen im Gegenzug die Kosten für die Unterrichtung in Höhe von ca. 400 Euro für die 40-stündige Unterrich-
tung und ca. 800 Euro für die 80-stündige Unterrichtung. Dies führt einer angenommenen Fallzahl von 1 000 
Bewachungsunternehmern und 2 000 Wachpersonen im Ergebnis zu einer jährlichen Entlastung der Wirtschaft 
in Höhe von 1 150 000 Euro. 

 

Jährlicher Erfüllungsaufwand durch Ersetzung der 40-stündigen Unterrichtung für Bewachungspersonal 
durch Sachkundenachweis: 

Fallzahl Gebühr Unterrichtung Gebühr Sachkunde-prü-
fung 

Veränderung Erfüllungs-
aufwand 

2 000  - 400 Euro + 150 Euro - 500 000 Euro 

 

Jährlicher Erfüllungsaufwand durch Ersetzung der 80-stündigen Unterrichtung für Bewachungsunter-
nehmer durch Sachkundenachweis: 

Fallzahl Gebühr Unterrichtung Gebühr Sachkunde-prü-
fung 

Veränderung Erfüllungs-
aufwand 

1 000  - 800 Euro + 150 Euro - 650 000 Euro 
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2.3 Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 

Die Einführung des Sachkundenachweis für den Bewachungsunternehmer führt nicht zu einem erhöhten behörd-
lichen Aufwand, da dieser lediglich den Unterrichtungsnachweis ersetzt, die Behörde hat nur das Vorliegen des 
Nachweises zu prüfen. Dies gilt auch für die Anforderung, dass Bewachungspersonal, das bei der Bewachung 
von Flüchtlingsunterkünften in leitender Funktion eingesetzt wird, einen Sachkundenachweis vorlegen muss. Die 
Prüfung der Vermögensverhältnisse erhöht ebenfalls nicht den Erfüllungsaufwand, da diese den bisherigen Nach-
weis der erforderlichen Mittel ersetzt. Die Einführung gesetzlicher Regelbeispiele für die Unzuverlässigkeit des 
Unternehmers und des Personals ist geeignet, den Vollzug erleichtern und damit den Aufwand zu verringern. Die 
zusätzliche Abfrage bei den Landesbehörden für Verfassungsschutz in Bezug auf bestimmtes Wachpersonal er-
folgt wie andere Abfragen auch elektronisch, so dass bei den zuständigen Behörden kein nennenswerter zusätzli-
cher Aufwand entsteht. Zusätzlicher Aufwand entsteht dadurch jedoch bei den Verfassungsschutzbehörden der 
Länder und beim Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV), dort unter Umständen auch in Bezug auf Anforderun-
gen an das zur Bearbeitung zu nutzende Nachrichtendienstliche Informationssystem, das vom BfV betrieben wird. 
Da keine Regelabfrage eingeführt, sondern nur die Möglichkeit eröffnet wird, und derzeit nicht zu ermitteln ist, 
wie viele Personen betroffen sind, kann der gesamte Aufwand vorläufig nicht näher bestimmt werden. Das BfV 
plant vorerst zur Bewältigung der auf Grund der geänderten Vorschriften zu erwartenden Anfragen nach § 34a 
Absatz 1 Satz 6 und Absatz 1a Satz 4 der Gewerbeordnung den Landesämtern für Verfassungsschutz eine ein-
heitliche Eingangsschnittstelle für den automatisierten Abgleich der angefragten Personen im nachrichtendienst-
lichen Informationssystem zur Verfügung zu stellen. Hierfür entsteht beim BfV ein Investitionsaufwand in Höhe 
von mindestens 50 000 Euro zuzüglich jährlicher Wartungskosten. Die Regelung, dass die zuständige Behörde 
zur Überprüfung der Zuverlässigkeit eine unbeschränkte Auskunft aus Bundeszentralregister einholt, stellt ledig-
lich eine Klarstellung dar und erhöht daher nicht den Erfüllungsaufwand.  

Die regelmäßige Zuverlässigkeitsüberprüfung nach § 34a Absatz 1 Satz 8, die mindestens alle drei Jahre durch-
zuführen ist, betrifft bis zu 100 000 Personen pro Jahr und begründet daher einen zusätzlichen jährlichen Aufwand 
bei den zuständigen Behörden in Höhe von insgesamt 1 421 500 Euro. 

Anforderung des Führungszeugnisses und Einholung der Stellungnahme der zuständigen Behörde der 
Landespolizei 

Jährlicher Erfüllungsaufwand: 

Fallzahl Zeitaufwand in 
Minuten 

Lohnsatz in 
Euro je Stunde 

Personalkosten in Euro 

100 000 10 27,90 465 000 

 

Ausgabe des Führungszeugnisses für Behörden 

Jährlicher Erfüllungsaufwand: 

Fallzahl Zeitaufwand in 
Minuten 

Lohnsatz in 
Euro je Stunde 

Personalkosten in Euro 

100 000 6 27,90 279 000 
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Stellungnahme der zuständigen Behörde der Landespolizei 

Jährlicher Erfüllungsaufwand: 

Fallzahl Zeitaufwand in 
Minuten 

Lohnsatz in 
Euro je Stunde 

Personalkosten in Euro 

100 000 15 27,10 677 500 

 

Der weitere Aufwand hängt ab vom den Antworten der befragten Behörden: Liegen keine Eintragungen oder 
Erkenntnisse vor, kann die Prüfung innerhalb von weiteren zehn Minuten abgeschlossen sein. Liegen dagegen 
Eintragungen oder Erkenntnisse vor, muss die Behörde im Einzelfall prüfen, ob sich daraus die Unzuverlässigkeit 
des Betroffenen ergibt. Dies kann im Einzelfall einem Aufwand von bis zu 60, in sehr schwierigen Fällen bis zu 
120 Minuten verursachen. Angesichts der sehr unterschiedlichen Fallgestaltungen kann daher zum derzeitigen 
Zeitpunkt ein Durchschnittswert nicht angegeben werden. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Der Erlaubnistatbestand des § 34a Absatz 1 der Gewerbeordnung (GewO) wird neu gefasst.  

Entsprechend anderen Erlaubnistatbeständen der Gewerbeordnung wird auch die Erteilung der Bewachererlaub-
nis künftig Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 abhängig gemacht vom Vorliegen geordneter Vermögensverhältnisse des 
Antragstellers. Die bisherige Anforderung – Nachweis der erforderlichen Mittel – hat in der Praxis immer wieder 
zu Vollzugschwierigkeiten geführt. 

Weiterhin muss Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 künftig auch der Gewerbetreibende selbst einen Sachkundenachweis 
statt eines Unterrichtungsnachweises erbringen. Die Einführung eines Sachkundenachweises als neue Vorausset-
zung für die Erteilung einer Bewachererlaubnis an Stelle des bisher erforderlichen Unterrichtungsnachweises ist  
geeignet und erforderlich zum Schutz wesentlicher Belange des Allgemeinwohls, insbesondere des Schutzes von 
Leben und Gesundheit der zu bewachenden Personen, der Allgemeinheit sowie der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung. Die Einsatzbereiche gewerblicher Bewachungsunternehmen und damit auch die Anforderungen an die 
dort Tätigen haben in den letzten Jahren ständig zugenommen. Private Bewachungsunternehmen werden zuneh-
mend als Teil der Sicherheitsarchitektur wahrgenommen. So werden private Bewachungsunternehmen zuneh-
mend bei Großveranstaltungen, aber auch zur Bewachung von Flüchtlingsunterkünften eingesetzt. Es handelt sich 
dabei um Einsatzbereiche, bei denen es durch unqualifizierte Gewerbetreibende zu erheblichen Schädigungen von 
Leben und Gesundheit von Personen sowie der öffentlichen Sicherheit und Ordnung kommen kann. Der Gewer-
betreibende ist in der Regel für die Organisation seines Betriebs verantwortlich. Insbesondere die Bewachung von 
Flüchtlingsunterkünften wird zunehmend auf Bewachungsunternehmen übertragen, die in der Praxis oft als Sub-
unternehmen tätig werden. Gerade bei dieser Bewachungstätigkeit sowie bei der Bewachung von Großveranstal-
tungen treten Bewachungsunternehmen in Kontakt mit einer Vielzahl von Personen und es kann zu Konfliktsitu-
ationen kommen, in denen Bewachungsunternehmen deeskalierend tätig werden müssen, um Schäden zu vermei-
den.. Es muss daher sichergestellt werden, dass die Gewerbetreibenden als Verantwortliche für die Organisation 
des Bewachungsunternehmens Kenntnisse über die Grenzen ihrer Befugnisse, über Deeskalationstechniken in 
Gefahren- und Konfliktsituationen sowie einzusetzende Sicherheitstechnik nachweisen müssen. Eine Unterrich-
tung reicht daher nicht mehr aus, stattdessen ist ein entsprechender Sachkundenachweis erforderlich. Der Sach-
kundenachweis setzt das erfolgreiche Bestehen einer Sachkundeprüfung voraus, bei der unter anderem die Sach-
gebiete Recht der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, Strafrecht einschließlich Umgang mit Waffen, Unfallver-
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hütungsvorschriften, Umgang mit Menschen einschließlich Deeskalationstechniken und Grundzüge der Sicher-
heitstechnik geprüft werden. Durch die Einführung der Sachkundeprüfung als Erlaubnisvoraussetzung wird si-
chergestellt, dass der Gewerbetreibende die erforderlichen Kenntnisse in diesen Bereichen erworben hat. 

Diese Regelung gilt ab Inkrafttreten des Gesetzes für neue Erlaubnisverfahren, Bewachungsgewerbetreibende, 
die bereits im Besitz einer Erlaubnis nach § 34a Absatz 1 GewO sind, müssen hingegen keinen Sachkundenach-
weis erbringen. 

Mit der neuen Nummer 4 Absatz 1 Satz 1 wird klargestellt, dass der Nachweis einer Haftpflichtversicherung, 
deren Abschluss nach § 6 der Bewachungsverordnung ohnehin vorgegeben ist, bereits im Erlaubnisverfahren zu 
erbringen ist. Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 wird an den Wortlaut des § 5 Absatz 2 Nummer 3 des Waffengesetzes 
angelehnt. Nach dem Vorbild anderer Erlaubnistatbestände der Gewerbeordnung werden mit der neuen Num-
mer 4 Regelbeispiele für die Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden eingeführt. Dies erleichtert den zuständi-
gen Behörden die Entscheidung im Einzelfall. Da Gegenstand der Bewachung der Schutz fremden Lebens und 
Eigentums ist, begründen insbesondere Straftaten gegen das Leben und die körperliche Unversehrtheit sowie Ver-
mögensdelikte die Unzuverlässigkeit der betreffenden Person. Darüber hinaus führt die Verurteilung von Strafta-
ten gegen die sexuelle Selbstbestimmung in der Regel zur Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden oder des 
Bewachenden. Maßgeblich ist die Überlegung, dass der Betreffende wegen der Tat, die der Verurteilung zu 
Grunde lag, auch die sexuelle Selbstbestimmung von Bewohnerinnen oder Bewohnern von Flüchtlingsheimen 
nicht hinreichend respektiert. Dies dürfte jedoch bei Verurteilungen wegen § 184f des Strafgesetzbuches (StGB) 
(Ausübung der verbotenen Prostitution) oder § 184g StGB (Jugendgefährdende Prostitution) grundsätzlich nicht 
der Fall sein.  

In Absatz 1 Satz 5 wird klargestellt, dass die zuständige Behörde zur Überprüfung der Zuverlässigkeit des Ge-
werbetreibenden mindestens eine Auskunft aus dem Gewerbezentralregister sowie eine unbeschränkte Auskunft 
aus dem Bundeszentralregister einzuholen hat. Zudem ist künftig eine Stellungnahme der Polizeibehörde einzu-
holen. Neu eingeführt wird in Absatz 1 Satz 6 die Möglichkeit, ohne weitere Voraussetzungen künftig auch im 
Rahmen der Überprüfung der Zuverlässigkeit des Gewerbetreibenden eine Abfrage bei der zuständigen Verfas-
sungsschutzbehörde zu stellen. Dies ist erforderlich, damit im Bereich des sensiblen Bewachungsgewerbes auch 
Erkenntnisse der Verfassungsschutzbehörden über rechtsradikale, islamistische oder sonstige extremistische Be-
strebungen in die Beurteilung der Zuverlässigkeit des Gewerbetreibenden einbezogen werden können. 

Weiterhin hat eine Abfrage bei der für den Wohnort zuständigen Polizeibehörde, einer zentralen Polizeidienst-
stelle oder dem jeweils zuständigen Landeskriminalamt zu erfolgen. Hierdurch können die Gewerbebehörden 
Informationen erhalten, die zur Beurteilung der Zuverlässigkeit einer Person von Bedeutung sind. Zudem wird in 
Absatz 1 Satz 8 eine regelmäßige Überprüfung der Zuverlässigkeit der Gewerbetreibenden vorgeschrieben. Diese 
hat spätestens alle drei Jahre zu erfolgen. Vorbild ist § 4 Absatz 3 des Waffengesetzes. Grund für die regelmäßige 
Überprüfung ist die besondere Bedeutung, die der Zuverlässigkeit des Bewachungsunternehmers in diesem sen-
siblen Bereich zukommt. Die zuständige Behörde muss zwar bei Erkenntnissen über die fehlende Zuverlässigkeit 
der Betreffenden ohnehin die notwendigen Maßnahmen ergreifen. In der Praxis unterbleiben aber häufig entspre-
chende Mitteilungen der Staatsanwaltschaften und Gerichte bzw. die Behörde erlangt erst nach längerer Zeit ent-
sprechende Erkenntnisse. Durch eine regelmäßige Überprüfung kann dagegen frühzeitiger festgestellt werden, ob 
Erkenntnisse vorliegen, die die die bei der ersten Prüfung festgestellte Zuverlässigkeit des Betreffenden in Frage 
stellen.     

Es wird ein neuer Absatz 1a eingefügt, der die Anforderungen an das mit der Durchführung von Bewachungsauf-
gaben beauftragte Bewachungspersonal regelt. Die bisher in § 34a Absatz 1 Satz 6 GewO aufgeführten Bewa-
chungstätigkeiten, für die ein Sachkundenachweis erforderlich ist, werden in Satz 2 Nummer 4 und 5 ergänzt. 
Künftig ist nach Nummer 4 auch für die Bewachung von Einrichtungen und Immobilien, die der Unterbringung 
von Asylsuchenden und Flüchtlingen dient, ein Sachkundenachweis erforderlich. Bewachungen in diesem Be-
reich haben eine besondere Bedeutung erlangt. Wegen der speziellen Situation und einiger Missstände, die in der 
Praxis aufgetreten sind, muss leitendes Personal, das für die Organisation der Bewachung vor Ort verantwortlich 
und weisungsbefugt ist, die erforderliche Sachkunde nachweisen.  

Dies gilt ebenso für den Schutz von zugangsgeschützten Großveranstaltungen. Die Anschläge in Paris am 13. No-
vember 2015 belegen, dass derartige weiche Ziele mit hohem, medienwirksamen Schädigungspotential drohenden 
terroristischen Anschlagsszenarien entsprechen. Den eingesetzten privaten Sicherheitskräften kommt hier eine 
besondere Bedeutung zu. Daher muss nach der neuen Nummer 5 künftig auch das leitende Personal, das für die 
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Organisation der Bewachung vor Ort verantwortlich und weisungsbefugt ist, die erforderliche Sachkunde nach-
weisen. 

Veranstaltungen sind organisierte Ereignisse insbesondere sportlicher, kultureller, kirchlicher, wirtschaftlicher 
oder gesellschaftlicher Art, ohne Versammlung im Sinne des Artikels 8 des Grundgesetzes zu sein. Großveran-
staltungen sind Veranstaltungen, bei der sich eine Vielzahl von Menschen zusammenfinden und die deshalb nach 
den Umständen des jeweiligen Einzelfalls besondere Anforderungen an Einrichtungen der Gefahrenabwehr stel-
len. Sie sind von komplexen Gefahrenlagen geprägt, die situativ und kontextabhängig sehr unterschiedlich sein 
können. Aufgrund der Lebenswirklichkeit ist eine Definition ohne unbestimmte Rechtsbegriffe nicht möglich. 
Zur verbesserten Anwendbarkeit kann allerdings für den wichtigen Fall der Veranstaltung in geschlossenen Räu-
men eine Konkretisierung unter Anknüpfung an die sachnahe Materie des Versammlungsstättenrechts erfolgen, 
das ebenso besondere Anforderungen der vorbeugenden Gefahrenabwehr bezogen auf qualifiziert schutzbedürf-
tige Versammlungssituationen trifft (vgl. § 1 Absatz 1 Muster-Versammlungsstättenverordnung in der Fassung 
vom Juni 2005). Diesem Schutzkonzept entspricht, dass die hierin stattfindende Veranstaltungen, sofern Zugangs-
sicherungen erforderlich sind, ebenso besonderen Qualifikationsanforderungen zum Wachschutz – auch im Inte-
resse effektiven Schutzes vor Anschlagsgefahren – unterliegen sollen. Zugleich wird damit die allgemeine Defi-
nition leitbildhaft und insoweit maßstabsprägend auch für andere Sachverhalte ausgefüllt. Für zugangsgeschützte 
Veranstaltungen unter freiem Himmel ohne Nutzung baulicher Anlagen bietet insofern die Regelung zu Sportsta-
dien einen Anhalt im Sinne einer Regelvermutung, wonach jedenfalls bei 5 000 Besuchern typischerweise ein 
Wachschutz besonderen Qualifikationsanforderungen unterliegt.  

Das Erfordernis eines Sachkundenachweises wird auf die Bewachung von zugangsgeschützten Großveranstaltun-
gen beschränkt. Denn bei zugangsgeschützten Veranstaltungen ist die durch das Bewachungspersonal sicherge-
stellte Zugangssicherungsfunktion konstitutiv für das Gesamtschutzkonzept der Veranstaltung und es sind beson-
dere Anforderungen an die Sachkunde und Zuverlässigkeit des eingesetzten Wachpersonals zu stellen. Die Be-
wachung von nicht zugangsgeschützten Großveranstaltungen wie z. B. Karnevalsumzüge oder Prozessionen fällt 
demnach nicht darunter. 

Absatz 1a Satz 3 stellt zum einen klar, dass für die Überprüfung der Zuverlässigkeit des Wachpersonals eine 
unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister einzuholen ist, zum anderen ist, analog zu den Bewa-
chungsunternehmern nach Absatz 1 Satz 5 Nummer 3, eine Stellungnahme der Polizei einzuholen. 

In Absatz 1a Satz 4 Nummer 2 wird die bisher in § 9 Absatz 2 Satz 2 bis 4 der Bewachungsverordnung geregelte 
Möglichkeit der Abfrage bei der zuständigen Landesbehörde für Verfassungsschutz geregelt. In Nummer 1 wird 
diese Möglichkeit der Abfrage bei der Landesbehörde für Verfassungsschutz zudem auf Bewachungspersonal 
ausgeweitet, das mit der Bewachung von Flüchtlingsunterkünften oder Großveranstaltungen beauftragt werden 
soll. Denn bei diesen Bewachungstätigkeiten handelt es sich um besonders sensible Bereiche, die ein hohes Ge-
fährdungspotenzial durch den Einsatz von nicht zuverlässigen Wachpersonen aufweisen. Die Möglichkeit der 
Abfrage bei der Landesverfassungsschutzbehörde durch die zuständige Behörde ist daher erforderlich, damit in 
den genannten sensiblen Bereichen auch Erkenntnisse der Verfassungsschutzbehörden über rechtsradikale, is-
lamistische oder sonstige extremistische Bestrebungen in die Beurteilung der Zuverlässigkeit des Bewachungs-
personals einbezogen werden können. Die Befugnis nach anderen Vorschriften, in anderen Fällen Anfragen an 
die zuständigen Verfassungsschutzbehörden zu stellen, bleibt von dieser Regelung unberührt. Auch zu anderen 
Wachpersonen ist mithin insbesondere dann, wenn der zuständigen Gewerbebehörde Anhaltspunkte für die Un-
zuverlässigkeit nach Satz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 4 Nummer 3 (extremistische Bestrebungen) vorlie-
gen, zu deren Untersuchung eine Anfrage an die insoweit fachlich zuständige Verfassungsschutzbehörde zulässig. 

Ebenso wie Bewachungsunternehmer soll auch die Zuverlässigkeit des eingesetzten Bewachungspersonals regel-
mäßig überprüft werden. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen. 

Zu Buchstabe c 

Es ist beabsichtigt, bis zum 31. Dezember 2017 ein zentrales Bewacherregister zu errichten, in dem Daten zu 
Bewachungsgewerbetreibenden und eingesetztem Bewachungspersonal elektronisch erfasst werden. Damit kön-
nen im Rahmen des Erlaubnisverfahrens sowie bei Kontrollen vor Ort die notwendigen Informationen über das 
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Vorliegen des erforderlichen Unterrichtungs- bzw. Sachkundenachweises sowie über die Zuverlässigkeit durch 
Einsichtnahme in das Register schnell beschafft werden. Dies ist insbesondere bei Kontrollen vor Ort wichtig, da 
Gewerbetreibende häufig bundesweit tätig sind und Bewachungspersonal bundesweit eingesetzt wird und die vor 
Ort zuständige Behörde keine Kenntnis darüber hat, ob das eingesetzte Bewachungspersonal gemäß § 9 Absatz 3 
der Bewachungsverordnung gemeldet wurde, über den erforderlichen Unterrichtungs- oder Sachkundenachweis 
verfügt und zuverlässig ist. 

Zu Nummer 2 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen. 

Zu Nummer 3 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen. 

Zu Artikel 2 

Zu Nummer 1 

Nur das Bewachungspersonal muss sich künftig einer Unterrichtung unterziehen, es sei denn, es übt Bewa-
chungstätigkeiten aus, die einen Sachkundenachweis erfordern. Die im bisherigen § 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 
(Gewerbetreibende, gesetzliche Vertreter mit Bewachungsaufgaben, Betriebsleiter) der Bewachungsverordnung 
(BewachV) genannten Personen müssen dagegen künftig einen Sachkundenachweis erbringen. Im Übrigen wird 
der Wortlaut des bisherigen Absatzes 1 übernommen. 

Zu Nummer 2 

In § 2 wird klargestellt, dass die Unterrichtung bei jeder Industrie- und Handelskammer erfolgen kann, die eine 
solche Unterrichtung nach § 1 anbietet. Die Unterrichtung muss demnach nicht bei der örtlich zuständigen Kam-
mer erfolgen, in deren Zuständigkeitsbereich der zu Unterrichtende seinen Wohnsitz hat. 

Zu Nummer 3 

Die bisherige Unterrichtung im Umfang von 80 Stunden entfällt und wird durch den Sachkundenachweis ersetzt. 
Darüber hinaus wird die Vorgabe, wonach die Zahl der Teilnehmer an einer Unterrichtung 20 nicht übersteigen 
soll, auf 25 erhöht. Die moderate Erhöhung der empfohlenen Teilnehmerzahl ist erforderlich um der gestiegenen 
Nachfrage nach Unterrichtungen Rechnung zu tragen. Zugleich wird auch durch eine Teilnehmerzahl von 25 
sichergestellt, dass ein aktiver Dialog im Rahmen der Unterrichtung stattfinden kann und so gewährleistet wird, 
dass die zu Unterrichtenden die Ziele der Unterrichtung erreichen. Da es sich um eine Soll-Vorschrift handelt, 
kann im Einzelfall von der empfohlenen maximalen Teilnehmerzahl abgewichen werden. 

Zu Nummer 4 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen. 

Zu Nummer 5 

Die Personen nach dem bisherigen § 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 (Gewerbetreibende, gesetzliche Vertreter mit 
Bewachungsaufgaben, Betriebsleiter) benötigen künftig einen Sachkundenachweis. Daher ist § 5 Absatz 2 aufzu-
heben, der eine Befreiung von einer weiteren Unterrichtung vorsah, wenn eine dreijährige Bewachungstätigkeit 
vorlag. 

Zu Nummer 6 

In dem neuen § 5a Absatz 2 werden die Personen aufgeführt, die einen Sachkundenachweis erbringen müssen. Es 
handelt sich um den Personenkreis, der nach dem bisherigen § 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 eine Unterrichtung im 
Umfang von 80 Stunden absolvieren musste sowie um Bewachungspersonal, das Bewachungsaufgaben nach 
§ 34a Absatz 1a  Satz 2 durchführt. Im Übrigen handelt es sich um redaktionelle Anpassungen. 
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Zu Nummer 7 

Es wird klargestellt, dass die Sachkundeprüfung bei jeder Industrie- und Handelskammer abgelegt werden kann, 
die eine solche Prüfung anbietet. Die Regelung entspricht der Regelung in § 2 Absatz 2 Satz 2 der Finanzanla-
genvermittlungsverordnung. 

Zu Nummer 8 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.  

Zu Nummer 9 

§ 9 wird neu gefasst. Der bisherige Absatz 1 Satz 2 sowie Absatz 2, die die Überprüfung der Zuverlässigkeit von 
mit Bewachungsaufgaben beauftragtem Wachpersonal betreffen, werden in § 34a Absatz 1a Satz 3 ff. GewO 
überführt. Darüber hinaus werden redaktionelle Folgeänderungen vorgenommen.   

Zu Nummer 10 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. Die Bezeichnung der Unfallverhütungsvorschrift Wach- und 
Sicherheitsdienste (BGV C 7) wurde zum 1. Mai 2014 im Rahmen der Überarbeitung der Systematik und der 
Nummerierung der DGUV-Vorschriften und des Regelwerks in DGUV Vorschrift 23 geändert. Der Inhalt der 
Unfallverhütungsvorschrift hat sich dabei nicht geändert. 

Zu Nummer 11 

Künftig haben auch Wachpersonen, die Tätigkeiten nach § 34a Absatz 1a Satz 2 Nummer 4 und 5 GewO – Be-
wachung von Flüchtlingsunterkünften und Großveranstaltungen – ausüben, ein Schild mit ihrem Namen oder eine 
Kennnummer sowie die Namen des Gewerbetreibenden sichtbar zu tragen.  

Zu Nummer 12 

In dem neuen § 13a wird die Pflicht des Gewerbetreibenden eingeführt, den Wechsel des Betriebsleiters, des 
Leiters einer Zweigniederlassung oder des gesetzlichen Vertreters unverzüglich bei der zuständigen Behörde an-
zuzeigen. Damit wird sichergestellt, dass die zuständige Behörde Kenntnis über einen solchen Wechsel erlangt 
und die Überprüfung der Zuverlässigkeit der mit des Betriebsleiters oder Leiters einer Zweigniederlassung oder 
der vertretungsbefugten Person einer juristischen Person vornehmen kann. 

Zu Nummer 13 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen. 

Zu Nummer 14 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen. 

Zu Nummer 15 

In § 16 Absatz 1 Nummer 3 und Nummer 4 werden die erforderlichen redaktionellen Folgeänderungen vorge-
nommen. Darüber hinaus wird für den Verstoß gegen die neue Anzeigepflicht nach § 13a ein neuer Bußgeldtat-
bestand eingeführt. 

Zu Nummer 16 

In § 17 Absatz 1 und 2 werden redaktionelle Folgeänderungen vorgenommen. Nach dem neuen Absatz 3 muss 
leitendes Personal, das bei Inkrafttreten des Gesetzes mit der Bewachung von Flüchtlingsunterkünften und Groß-
veranstaltungen betraut ist, innerhalb eines Jahres die nach § 34a Absatz 1a Satz 2 Nummer 4 und 5 erforderliche 
Sachkunde nachweisen.   

Zu Nummer 17 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen in der Anlage 1. 
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Zu Nummer 18 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen. Anlage 2 kann aufgehoben werden, da die Unterrichtung im Um-
fang von 80 Stunden durch den Sachkundenachweis ersetzt wird.  

Zu Nummer 19 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen in der Anlage 3. 

Zu Nummer 20 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen in der Anlage 4. 

Zu Artikel 3 

Nach Absatz 1 tritt der neue § 34a Absatz 1 Satz 8 der Gewerbeordnung, wonach die Zuverlässigkeit des Bewa-
chungsgewerbetreibenden und des Bewachungspersonals regelmäßig zu überprüfen ist, ein Jahr nach Verkündung 
dieses Gesetzes in Kraft. Damit bleibt den für die Zuverlässigkeitsprüfung zuständigen Behörden ausreichend 
Zeit, die für eine regelmäßige Überprüfung von bis zu 100 000 Bewachern pro Jahr erforderlichen zusätzlichen 
personellen Kapazitäten aufzubauen.  
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKR-Gesetz: 

Gesetz zur Änderung bewachungsrechtlicher Vorschriften (NKR-Nr. 3642) 

Der Nationale Normenkontrollrat hat das oben genannte Regelungsvorhaben geprüft. 

1. Zusammenfassung 

Bürgerinnen und Bürger 
 

Keine Auswirkungen 
 

Wirtschaft 
Jährlicher Erfüllungsaufwand 
 

 
-1,15 Millionen Euro 

 
Verwaltung (Länder/Kommunen) 
Jährlicher Erfüllungsaufwand 
Einmaliger Erfüllungsaufwand 
 

 
1,42 Millionen Euro 

50.000 Euro 
 

‚One in one out’-Regel 
 

Im Sinne der ‚One in one out'-Regel stellt 
der reduzierte jährliche Erfüllungsauf-
wand der Wirtschaft in Höhe von 1,15 
Mio. Euro in diesem Regelungsvorhaben 
ein „Out“ dar. 

Das Ressort hat die Auswirkungen des Regelungsvorhabens detailliert und nachvollzieh-
bar abgeschätzt und in den Ausführungen zum Regelungsvorhaben dargestellt. 
Der Nationale Normenkontrollrat macht im Rahmen seines gesetzlichen Prüfauftrages 
keine Einwände gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen im vorliegenden Regelungsvor-
haben geltend. 

2. Im Einzelnen 

2.1 Inhalt 

Das BMWi hat ein Eckpunktepapier zur Überarbeitung des Bewachungsrechts erarbeitet. Der 
Gesetzentwurf dient der Umsetzung der Teile des Eckpunktepapiers, die zu einer Verbesse-
rung der Situation in den Flüchtlingsheimen und bei zugangsgeschützten Großveranstaltun-
gen führen sollen. 

Da die Anzahl an Flüchtlingsheimen kontinuierlich steigt, werden vermehrt Bewachungsun-
ternehmen gegründet und Personal eingestellt. Diese Entwicklung sowie vermehrt stattfin-
dende Übergriffe von Bewachungspersonal auf Flüchtlinge machen eine Verschärfung des 
gewerblichen Bewachungsrechts und eine Verbesserung des Vollzugs erforderlich.  
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Der Entwurf enthält folgende Schwerpunkte: 

• Einführung eines Sachkundenachweises für alle Bewachungsunternehmer bei gleichzei-
tiger Abschaffung der Pflicht zum Nachweis von 80 Stunden Unterricht. 

• Festlegung von geordneten Vermögensverhältnissen als Voraussetzung für die Erteilung 
der Erlaubnis für Bewachungsunternehmer. 

• Einführung eines Sachkundenachweises für Personal, das bei der Bewachung von 
Flüchtlingsunterkünften und zugangsgeschützten Großveranstaltungen in leitender 
Funktion eingesetzt wird. Gleichzeitig wird die Pflicht zum Nachweis von Unterricht im 
Umfang von 40 Stunden abgeschafft. 

• Klarstellung, dass die zuständige Behörde zur Überprüfung der Zuverlässigkeit eine un-
beschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister einholt. 

• Einführung einer regelmäßigen Zuverlässigkeitsprüfung für Bewachungsunternehmer 
und sämtliches Personal durch die zuständigen Behörden. 

2.2 Auswirkungen des Regelungsvorhabens auf die Folgekosten für Bürgerinnen und Bür-
ger, die Wirtschaft, die Verwaltung 

Das Ressort hat die Auswirkungen des Regelungsvorhabens detailliert und nachvollziehbar 
abgeschätzt und in den Ausführungen zum Regelungsvorhaben dargestellt. 

2.2.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Das Regelungsvorhaben hat für Bürgerinnen und Bürger keine Auswirkungen. 

2.2.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Die Wirtschaft wird um 1,15 Millionen Euro entlastet.  

Bei der Ermittlung der Fallzahl geht das Ressort davon aus, dass sich gegenwärtig circa 
10.000 Bewachungsunternehmer im Markt befinden, die einen Sachkundenachweis benöti-
gen. Bei einer geschätzten jährlichen Fluktuation von 10 % ergibt sich eine Fallzahl von 1.000 
pro Jahr. 

Für das Bewachungspersonal liegen keine gesicherten Daten vor. Von schätzungsweise circa 
200.000 im Wachdienst tätigen Personen sind circa zwanzig Prozent bei der Bewachung von 
Flüchtlingsunterkünften und Großveranstaltungen eingesetzt. Davon wiederum arbeiten fünf 
Prozent in leitender Funktion. Dies ergibt eine geschätzte Fallzahl von 2.000. 

Die Entlastung kommt dadurch zu Stande, dass die Pflicht zum Nachweis von Unterricht für 
beide Berufsgruppen ganz bzw. teilweise durch weniger zeit- und kostenintensive Sachkun-
deprüfungen ersetzt wird. Bei den Bewachungsunternehmern fallen 80 Stunden Unterrichts-
pflicht weg, beim Bewachungspersonal, das in leitender Funktion bei der Bewachung von 
Flüchtlingsunterkünften und Großveranstaltungen eingesetzt wird, 40 Stunden Unterrichts-
pflicht. Dem gegenüber stehen jeweils 3 Stunden Sachkundeprüfung. Die zu Prüfenden wer-
den sich zwar üblicherweise durch kommerzielle Kurse auf die Sachkundeprüfungen vorbe-
reiten. Dies erfolgt jedoch auf freiwilliger Basis. 
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2.2.3 Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 

Für die Verwaltung entsteht ein zusätzlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von circa 1,42 Millio-
nen Euro pro Jahr. Darüber hinaus entsteht ein einmaliger Umstellungsaufwand in Höhe von 
50.000 Euro. 

Verursacht werden die Mehrkosten in erster Linie durch die neu eingeführte regelmäßige Zu-
verlässigkeitsprüfung für Bewachungsunternehmer und Bewachungspersonal, die zunächst 
für alle und danach mindestens alle drei Jahre durchzuführen ist. Bei schätzungsweise 
200.000 im Bewachungsgewerbe tätigen Personen und einer hohen Fluktuation geht das 
Ressort auch über die Einführungsphase hinaus von einer Fallzahl von 100.000 Überprüfun-
gen pro Jahr aus.  

Der Aufwand entsteht zum einen bei den für die Erteilung der Gewerbeerlaubnis zuständigen 
Behörden durch die Anforderung eines Führungszeugnisses und einer Stellungnahme der für 
deren Erteilung zuständigen Behörde der Landespolizei, zum anderen bei den für die Aus-
gabe der genannten Dokumente zuständigen Behörden. 

Darüber hinaus entstehen beim Bundesamt für Verfassungsschutz einmalige Kosten in Höhe 
von circa 50 000 Euro für die Einrichtung einer einheitlichen Eingangsschnittstelle für den 
automatisierten Abgleich im nachrichtendienstlichen Informationssystem. 

2.3 ,One in one out’-Regel 

Im Sinne der ‚One in one out'-Regel stellt der reduzierte jährliche Erfüllungsaufwand der Wirt-
schaft in diesem Regelungsvorhaben ein „Out“ in Höhe von circa 1,15 Millionen Euro dar. 

Der Nationale Normenkontrollrat macht im Rahmen seines gesetzlichen Prüfauftrages keine 
Einwände gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen im vorliegenden Regelungsvorhaben 
geltend. 

Dr. Ludewig Schleyer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 3 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 945. Sitzung am 13. Mai 2016 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a (§ 34a Absatz 1 Satz 4 Nummer 4 GewO) 

In Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a ist § 34a Absatz 1 Satz 4 Nummer 4 wie folgt zu fassen: 

„4. in den letzten fünf Jahren vor Stellung des Antrags wegen Versuchs oder Vollendung 

a) eines Verbrechens im Sinne von § 12 Absatz 1 des Strafgesetzbuchs, 

b) einer Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung, des Menschenhandels oder der Förderung des 
Menschenhandels, der vorsätzlichen Körperverletzung, Freiheitsberaubung, des Diebstahls, der 
Unterschlagung, Erpressung, des Betrugs, der Untreue, Hehlerei, Urkundenfälschung, des Land-
friedensbruchs oder Hausfriedensbruchs, 

c) eines Vergehens gegen das Betäubungsmittelgesetz, Arzneimittelgesetz, Waffengesetz, Spreng-
stoffgesetz, Aufenthaltsgesetz, Arbeitnehmerüberlassungsgesetz oder das Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetz oder 

d) einer staatsschutzgefährdenden oder gemeingefährlichen Straftat 

zu einer Freiheitsstrafe, Jugendstrafe, Geldstrafe von mindestens 60 Tagessätzen oder mindestens zwei-
mal zu einer geringeren Geldstrafe bezüglich desselben Delikts rechtskräftig verurteilt worden ist oder 
bei dem die Verhängung von Jugendstrafe ausgesetzt worden ist, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft 
der letzten Verurteilung fünf Jahre nicht verstrichen sind.“ 

Begründung: 

Die Unzuverlässigkeit für die Ausübung des Bewachungsgewerbes liegt in der Regel dann vor, wenn der 
Antragsteller einschlägig vorbestraft ist. In den Straftatenkatalog sollten Verbrechen jeglicher Art aufgenom-
men werden. Aufgrund des auf § 12 Absatz 1 StGB basierenden Mindestmaßes von einem Jahr Freiheits-
strafe sind diese Delikte stets geeignet, die Unzuverlässigkeit des Antragsstellers für die erforderliche Zu-
verlässigkeit abzuerkennen. 

Von der Unzuverlässigkeit des Antragstellers ist in der Regel auch beim Vorliegen von Straftaten gegen die 
sexuelle Selbstbestimmung, die körperliche Unversehrtheit, die persönliche Freiheit sowie bei der Begehung 
von Vermögensstraftaten, Urkundenfälschung, Haus- und Landfriedensbruch auszugehen. 

Dasselbe gilt für Delikte auf dem Gebiet des unerlaubten Betäubungs-, Arznei- beziehungsweise Medika-
mentenhandels, Verstöße gegen waffen- und sprengstoffrechtliche Bestimmungen, staatsschutzrelevante De-
likte sowie gemeingefährliche Straftaten (insbesondere Brandstiftungsdelikte).Vor dem Hintergrund zurück-
liegender Übergriffe in Flüchtlingsunterkünften und den darin untergebrachten schutzbedürftigen Personen 
und den Gefahren ausgehend von extremistischen Organisationen, sollte aber gerade bei derartigen Straftaten 
regelmäßig von einer Unzuverlässigkeit auszugehen sein. 

Den Staat trifft in Bezug auf die in Sammelunterkünften untergebrachten Asylbewerber eine Obhutspflicht. 
Diese umfasst den Schutz aller Einzelpersonen sowohl vor Sicherheitsstörungen, die innerhalb der Asylbe-
werberunterkünfte entstehen, als auch vor Gefahren, die von außen stehenden Dritten ausgehen. Eine nicht 
geringe Zahl von Sicherheitsdienstmitarbeitern ist strafrechtlich wegen Betäubungsmittelverstößen in Er-
scheinung getreten. Zum Schutz der in Flüchtlingsunterkünften untergebrachten Asylbewerber muss es Ziel 
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einer staatlichen Prävention sein, diese vor einer möglichen Kriminalisierung, zum Beispiel durch den Er-
werb von Betäubungsmitteln durch diesbezüglich bereits polizeilich bekanntes Sicherheitspersonal, zu be-
wahren. Die Regelbeispiele für die Unzuverlässigkeit werden daher entsprechend ergänzt. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a (§ 34a Absatz 1 Satz 5 Nummer 3,  
 Absatz 1a Satz 3 GewO) 

In Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a ist § 34a wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 Satz 5 Nummer 3 sind die Wörter „ob tatsächliche Anhaltspunkte“ durch die Wörter „ob 
und gegebenenfalls welche tatsächlichen Anhaltspunkte“ zu ersetzen. 

b) In Absatz 1a Satz 3 sind die Wörter „ob tatsächliche Anhaltspunkte“ durch die Wörter „ob und gege-
benenfalls welche tatsächlichen Anhaltspunkte“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Nach der neu vorgesehenen Einbindung der örtlichen Polizeidienststelle beziehungsweise des Landeskrimi-
nalamts in § 34a Absatz 1 Satz 5 Nummer 3 und Absatz 1a Satz 3 GewO-E wird eine Stellungnahme der 
Polizei eingeholt, ob tatsächliche Anhaltspunkte bekannt sind, die Bedenken gegen die Zuverlässigkeit be-
gründen können.  

Aufgrund dieser Formulierung kann seitens der Polizei nur Stellung genommen werden, ob entsprechende 
(und nicht welche) Anhaltspunkte bestehen oder nicht. Eine Übermittlung der inhaltlichen Erkenntnisse zu 
der jeweiligen Person dürfte hiervon nicht erfasst sein. Hierdurch wird aber die Prüfung inklusive der recht-
lichen Verantwortung, ob die polizeilichen Erkenntnisse die Zuverlässigkeit beeinträchtigen, letztlich auf die 
Polizei übertragen. Der Gesetzestext sollte dahingehend um die Wörter „und gegebenenfalls welche“ erwei-
tert werden. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a (§ 34a Absatz 1 Satz 5 Nummer 4 – neu -, 
 Absatz 1a Satz 4 GewO)* 

In Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a ist § 34a wie folgt zu ändern: 

a) Dem Absatz 1 Satz 5 ist folgende Nummer anzufügen: 

„4. eine Stellungnahme der für den Sitz der Behörde zuständigen Behörde für Verfassungsschutz.“ 

b) In Absatz 1a ist Satz 4 wie folgt zu ändern: 

aa) Die Wörter „Darüber hinaus kann“ sind durch die Wörter „Darüber hinaus holt“ zu ersetzen. 

bb) Die Wörter „die Abfrage des nachrichtendienstlichen Informationssystems veranlassen bei:“ sind 
durch die Wörter „eine Stellungnahme ein für:“ zu ersetzen. 

Folgeänderungen: 

In Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a ist § 34a wie folgt zu ändern: 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Satz 5 ist wie folgt zu ändern: 

aaa) In Nummer 2 ist das Wort „sowie“ zu streichen. 

bbb) In Nummer 3 ist der Punkt am Ende durch das Wort „, sowie“ zu ersetzen. 

bb) Satz 6 ist zu streichen. 

b) In Absatz 1a ist Satz 6 redaktionell anzupassen. 
                                                        
* Bei Umsetzung sind Auswirkungen auf Artikel 3 Satz 2 zu beachten. 
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Begründung: 

Zu Buchstabe a: 

Der Gesetzentwurf zur Änderung der Gewerbeordnung eröffnet in § 34a Absatz 1 Satz 6 GewO-E die Mög-
lichkeit, im Rahmen der Überprüfung der Zuverlässigkeit des Gewerbetreibenden auch eine Abfrage bei der 
zuständigen Behörde für Verfassungsschutz zu stellen. Begründet wird dies mit dem Erfordernis, im Bereich 
des sensiblen Bewachungsrechts auch Erkenntnisse der Verfassungsschutzbehörden über rechtsradikale, is-
lamistische oder sonstige extremistische Bestrebungen in die Beurteilung der Zuverlässigkeit des Gewerbe-
treibenden einbeziehen zu können.  

Reine Verdachtsabfragen reichen jedoch nicht aus, um etwaige Erkenntnisse des Verfassungsschutzes zu 
den Antragstellern in die Zuverlässigkeitsprüfung einzubeziehen. Nicht alle im Rahmen seiner Aufgaben-
stellung vom Verfassungsschutz gespeicherten Personen sind bereits strafrechtlich oder polizeilich in Er-
scheinung getreten. Daher ist eine Regelabfrage beim Verfassungsschutz erforderlich.  

Zu Buchstabe b: 

Der Gesetzentwurf weitet die Abfragemöglichkeit der zuständigen Behörde bei der Landesbehörde für Ver-
fassungsschutz auf Wachpersonal aus, das mit der Bewachung von Flüchtlingsunterkünften oder zugangs-
geschützten Großveranstaltungen beauftragt werden soll. Begründet wird dies damit, dass es sich bei diesen 
Bewachungstätigkeiten um besonders sensible Bereiche handele, die ein hohes Gefährdungspotential durch 
den Einsatz von nicht zuverlässigen Wachpersonen aufweisen.  

Bewachungen der Unterbringung von Asylsuchenden und Flüchtlingen haben angesichts der großen Zahl 
der hier Schutz suchenden Menschen eine besondere Bedeutung erlangt. Angesichts der erforderlichen be-
sonderen Sensibilität bei der Bewachung dieser Einrichtungen und nicht zuletzt vor dem Hintergrund der in 
der Vergangenheit erfolgten vereinzelten Übergriffe des Wachpersonals muss deren Zuverlässigkeit gewähr-
leistet sein. 

Zu zugangsgeschützten Großveranstaltungen verweist der Gesetzentwurf beispielhaft auf die Anschläge in 
Paris am 13. November 2015, die belegten, dass derartige weiche Ziele mit hohem, medienwirksamen Schä-
digungspotenzial drohenden terroristischen Anschlagsszenarien entsprächen. Bei solchen zugangsgeschütz-
ten Großveranstaltungen wird die durch das Bewachungspersonal sichergestellte Zugangssicherungsfunk-
tion als konstitutiv für das Gesamtschutzkonzept der Veranstaltung angesehen, die besondere Anforderungen 
an die Zuverlässigkeit des eingesetzten Personal stellten.  

Gerade weil das Gefährdungspotential in den genannten sensiblen Bewachungsbereichen durch den Einsatz 
von nicht zuverlässigen Wachpersonen als sehr hoch angesehen wird, müssen zwingend etwaige Erkennt-
nisse der Verfassungsschutzbehörde über radikale, islamistische oder sonstige extremistische Bestrebungen 
in die Zuverlässigkeitsprüfung dieser Wachpersonen einbezogen werden. Dies ist nur durch eine gesetzlich 
vorgegebene Abfrage bei der Verfassungsschutzbehörde sicherzustellen. Eine lediglich im Ermessen lie-
gende Abfrage bei der Verfassungsschutzbehörde läuft ins Leere, da die zuständige Behörde nicht immer 
von wichtigen, die Zuverlässigkeit betreffenden Informationen des Verfassungsschutzes Kenntnis erlangt. 
Der Gesetzentwurf bedarf insoweit der vorgeschlagenen Änderung. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a (§ 34a Absatz 1 Satz 7 GewO) 

In Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a 34a Absatz 1 Satz 7 ist das Wort „bleibt“ durch die Wörter „und die für 
die Informationsübermittlung geltenden Regelungen der Verfassungsschutzgesetze bleiben“ zu ersetzen.  

Begründung: 

Der Bundesrat begrüßt die Absicht der Bundesregierung, das Bewachungsrecht zu überarbeiten. Die Ziele 
des Gesetzentwurfs, das gewerbliche Bewachungsrecht zu verschärfen und den Vollzug in diesem Bereich 
zu verbessern, werden unterstützt. 
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Der Bundesrat bekräftigt die Verantwortung der Landesbehörden für Verfassungsschutz, bei der Überprü-
fung der Zuverlässigkeit der Bewachungsunternehmen einschließlich des Bewachungspersonals mitzuwir-
ken. Er begrüßt im Interesse einer effizienteren Aufgabenerfüllung auch die Schaffung von zusätzlichen 
Möglichkeiten für die zuständigen Behörden, eine Abfrage des nachrichtendienstlichen Informationssystems 
bei der jeweiligen Landesverfassungsschutzbehörde (§ 34a Absatz 1 Satz 6 und Absatz 1a Satz 4 GewO-E) 
zu veranlassen.   

Im Gesetzentwurf und dessen Begründung wird der Eindruck erweckt, die Verfassungsschutzbehörden 
könnten auf entsprechende Anfragen ohne Weiteres sämtliche dort vorliegenden, relevanten Erkenntnisse an 
die für Gewerberecht zuständigen Behörden übermitteln (vgl. beispielsweise BR-Drucksache 164/16, Seite 
13):  

„(…) Dies ist erforderlich, damit im Bereich des sensiblen Bewachungsgewerbes auch Erkenntnisse der 
Verfassungsschutzbehörden über rechtsradikale, islamistische oder sonstige extremistische Bestrebungen in 
die Beurteilung der Zuverlässigkeit des Gewerbetreibenden einbezogen werden können.“ 

Dabei wird übersehen, dass der Verfassungsschutz die rechtsstaatliche Balance zwischen dem öffentlichen 
Interesse und dem Individualinteresse des Antragstellers, aber auch der so genannten V-Person zu wahren 
hat und seine Übermittlungsbefugnisse insoweit beschränkt sind. 

Der Verfassungsschutz kann und darf nur auf der Grundlage der einschlägigen Regelungen der Verfassungs-
schutzgesetze personenbezogene Daten übermitteln.  

Die Übermittlung beschränkt sich damit regelmäßig auf gerichtsverwertbare Tatsachen. Dies gilt auch dann, 
wenn dem Verfassungsschutz an sich weiterrei-chende Anhaltspunkte für extremistische Bestrebungen vor-
liegen, im Einzelfall jedoch beispielsweise der Quellenschutz höherrangiger ist. 

Vor dem Hintergrund ist die hier vorgesehene Ergänzung erforderlich. Denn diese Ergänzung in § 34a Ab-
satz 7 GewO-E muss in allen Fällen, in denen die Möglichkeit oder Verpflichtung zur Abfrage der nachrich-
tendienstlichen Informationssysteme vorgesehen ist, entsprechend Anwendung finden.  

5. Zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a (§ 34a Absatz 1 Satz 7a – neu – und  
 Absatz 1a Satz 6 GewO)* 

In Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a ist § 34a wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 ist nach Satz 7 folgender Satz einzufügen: 

„Hat sich der Gewerbetreibende während der letzten fünf Jahre vor der Zuverlässigkeitsprüfung nicht 
im Inland oder einem anderen EU-/EWR-Staat aufgehalten und kann dessen erforderliche Zuverlässig-
keit deshalb nicht oder nicht ausreichend nach Satz 5 festgestellt werden, so ist die Erlaubnis nach 
Satz 1 zu versagen.“ 

b) In Absatz 1a ist Satz 6 wie folgt zu fassen: 

„Absatz 1 Satz 4 und Satz 7 bis 8 sind entsprechend anzuwenden.“ 

Begründung: 

Zu Buchstabe a: 

Mit dem Gesetz werden die Anforderungen an die Überprüfung der Zuverlässigkeit erhöht. So soll künftig 
neben der Auskunft aus dem Gewerbezentralregister und der unbeschränkten Auskunft aus dem Bundeszent-
ralregister regelmäßig eine Auskunft der Polizeibehörde eingeholt werden sowie eine Abfrage bei der Lan-
desbehörde für Verfassungsschutz möglich sein. 

Bei Gewerbetreibenden, die sich in einem Zeitraum von fünf Jahren vor der Zuverlässigkeitsprüfung nicht 
dauerhaft im Inland oder in einem EU-/EWR-Staat aufgehalten haben, ist es nicht immer möglich, die für 

                                                        
* Bei Umsetzung sind Auswirkungen auf Artikel 3 Satz 2 zu beachten. Zudem ist bei Umsetzung von Ziffer 3 in § 34a Absatz 1a Satz 6 die 

Satznummerierung redaktionell weiter anzupassen. 
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eine Zuverlässigkeitsprüfung erforderlichen Auskünfte der zuständigen Behörde im früheren Aufenthalts-
staat zu erhalten. Da auf Grund der sicherheitspolitischen Sensibilität des Bewachungsgewerbes in diesen 
Fällen nicht auf die Durchführung der Zuverlässigkeitsprüfung verzichtet werden kann, ist es angemessen, 
dass eine Tätigkeit im Bewachungsgewerbe als Gewerbetreibender erst dann aufgenommen werden kann, 
wenn auf Grund einer Aufenthaltsdauer von mindestens fünf Jahren im Inland oder in einem EU-/EWR-
Staat die für die Zuverlässigkeitsprüfung erforderlichen Erkenntnisse vorliegen. Nach einem Zeitraum von 
fünf Jahren kann davon ausgegangen werden, dass tatsächliche Anhaltspunkte, die gegebenenfalls Bedenken 
gegen die Zuverlässigkeit der Person begründen können, den inländischen Behörden bekannt sind. 

Der Zeitraum von fünf Jahren entspricht den vergleichbaren Regelungen in § 5 Absatz 2 und 3 der Atom-
rechtlichen Zuverlässigkeitsüberprüfungs-Verordnung und § 3 Absatz 5 der Luftsicherheits-Zuverlässig-
keitsverordnung. 

Über den Verweis in § 34a Absatz 1a Satz 6 gilt dies für Wachpersonen entsprechend. 

Zu Buchstabe b: 

Redaktionelle Folgeänderung. 

6. Zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a (§ 34a Absatz 1a Satz 4 Nummer 1 GewO) 

In Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a sind in § 34a Absatz 1a Satz 4 Nummer 1 nach der Angabe „Satz 2 
Nummer 4 und 5“ die Wörter „, auch in nicht leitender Funktion,“ einzufügen. 

Begründung:  

Die Einfügung dient der Klarstellung, dass eine Abfrage im nachrichtendienstlichen Informationssystem 
nicht auf Personen beschränkt ist, die mit Bewachungen in leitender Funktion beauftragt werden sollen. 
Durch den Verweis auf „Bewachungen nach Satz 2 Nummer 4 und 5“ in Absatz 1a Satz 4 Nummer 1 könn-
ten in der Praxis insoweit Missverständnisse entstehen. 

7. Zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a (§ 34a Absatz 1b – neu – GewO) 

In Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a ist nach § 34 Absatz 1a folgender Absatz einzufügen: 

„(1b) Die für den Sitz der zuständigen Behörde zuständige Landesbehörde für Verfassungsschutz führt 
insbesondere eine Abfrage des nachrichtendienstlichen Informationssystems durch. Werden der Verfas-
sungsschutzbehörde im Nachhinein Informationen bekannt, die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit einer 
der in Absatz 1 und Absatz 1a Satz 4 Nummer 1 und 2 genannten Personen von Bedeutung sind, ist die 
Verfassungsschutzbehörde verpflichtet, die zuständige Behörde über die vorliegenden Erkenntnisse zu in-
formieren (Nachbericht).  

Zu diesem Zweck darf die Verfassungsschutzbehörde Name, Vorname, Geburtsname, Geburtsdatum, Ge-
burtsort, Wohnort und Staatsangehörigkeit (aktuelle, Doppel- und frühere Staatsangehörigkeiten) der be-
troffenen Person sowie die Aktenfundstelle speichern. Die zuständige Verfassungsschutzbehörde darf zu 
diesem Zweck die in Satz 2 genannten personenbezogenen Daten der betroffenen Person und ihre Akten-
fundstelle zusätzlich auch in den gemeinsamen Dateien nach § 6 des Bundesverfassungsschutzgesetzes spei-
chern.  

Die im Rahmen einer Zuverlässigkeitsüberprüfung gespeicherten personenbezogenen Daten sind von der 
Landesbehörde für Verfassungsschutz zu löschen: 

1. nach drei Jahren und sechs Monaten, wenn nicht die Erlaubnis erneut erteilt worden ist; 

2. nach sechs Monaten, nachdem die zuständige Behörde die Erlaubnis versagt hat.  

Die zuständige Behörde unterrichtet die Landesbehörde für Verfassungsschutz über das Ergebnis ihrer Zu-
verlässigkeitsüberprüfung. Die Sätze 2, 3, 5 und 6 gelten für die nach Absatz 1 Satz 5 Nummer 3 und Ab-
satz 1a Satz 3 beteiligten Polizeibehörden entsprechend.“ 
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Folgeänderung: 

In Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a sind im einleitenden Satz die Wörter „1 und 1a“ zu streichen. 

Begründung: 

Der Gesetzentwurf sieht eine Wiederholung der Zuverlässigkeitsprüfung für Gewerbetreibende und Wach-
personen spätestens nach Ablauf von drei Jahren vor. Bis zur Wiederholungsprüfung können Wachpersonen, 
über die der Verfassungsschutz nach Erlaubniserteilung durch die zuständige Behörde Erkenntnisse erhält, 
in sensiblen Bereichen eingesetzt sein. Im Nachhinein erlangte Erkenntnisse des Verfassungsschutzes und 
der Polizei zum Gewerbetreibenden können ebenfalls erst bei der Wiederholungsüberprüfung berücksichtigt 
werden. Daher ist eine Nachberichtspflicht für den Verfassungsschutz an die zuständige Behörde erforder-
lich. 

Zur Umsetzung der Nachberichtspflicht ist die Speicherung der personenbezogenen Daten in dem genannten 
Umfang der betroffenen Personen erforderlich. 

Die Regelung sieht ferner eine Löschung der gespeicherten personenbezogenen Daten vor, wenn ihre Spei-
cherung zur Erfüllung der Nachberichtspflicht nicht mehr erforderlich ist.  

Die Regelungen gelten für die beteiligten Polizeibehörden entsprechend. 

8. Zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe b (§ 34a Absatz 2 GewO) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die Verordnungsermächtigung in 
§ 34a Absatz 2 GewO inhaltlich zu erweitern ist. 

Begründung: 

Die Prüfbitte soll dem Umstand Rechnung tragen, dass der Gesetzentwurf im weiteren Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens möglicherweise noch modifiziert wird, was die Notwendigkeit einer Anpassung der Ver-
ordnungsermächtigung zur Folge haben könnte. Sollten die Überlegungen zu einem Bewacherregister sich 
zeitnah konkretisieren, könnte die Prüfung zu dem Ergebnis führen, dass Eckregelungen hierzu in die Ver-
ordnungsermächtigung aufgenommen werden können. 

9. Zu Artikel 1 Buchstabe c (§ 34a Absatz 6 GewO) 

a) Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich die Einrichtung eines bundesweiten Bewacherregisters, um eine 
einheitliche Speichergrundlage zu schaffen und dadurch Mehrfachüberprüfungen auszuschließen sowie 
langfristig den Aufwand der Überprüfungen zu verringern.  

b) § 34a Absatz 6 GewO-E ist jedoch nicht hinreichend bestimmt und daher verfassungsrechtlich bedenk-
lich. Es erfolgt weder eine Festlegung dahingehend, welche Behörde das Register führen soll, noch 
welche Behörden auf die Datei Zugriff haben, welche Dateien gespeichert werden oder wer die Kosten 
für das Register trägt. 

In jedem Fall müsste ein Zugriff der Polizei und des Verfassungsschutzes auf die Datei gewährleistet 
sein. Allerdings müssen dann auch die Grenzen des vom Bundesverfassungsgericht entwickelten infor-
mationellen Trennungsprinzips gewahrt werden (BVerfGE 133, 277 ff.). Wenn es sich um eine gemein-
same Datenbank von Polizei und Nachrichtendiensten handelt, stellen sich die gleichen Probleme wie 
bei der Antiterrordatei.  

Neben der Speicherung personenbezogener Daten, dürften sich die Abfrageergebnisse – insbesondere 
verfassungsrechtlich relevanter Erkenntnisse der Verfassungsschutzbehörden – in der womöglich vie-
len Stellen zugänglichen Datei inhaltlich nicht wiederfinden. Lediglich der Hinweis, dass Erkenntnisse 
bei den Verfassungsschutzbehörden vorhanden sind, wäre denkbar, gegebenenfalls noch die zusätzliche 
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Information darüber, aus welchem Bereich diese stammt (zum Beispiel Erkenntnisse der Verfassungs-
schutzbehörden aus dem Bereich Rechtsextremismus). 

c) Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren § 34a Absatz 6 GewO-E zu konkretisieren 
und die oben genannten Punkte darin zu berücksichtigen. 

10. Zu Artikel 2 Nummer 5 (§ 3 Absatz 1 Satz 1 und 2 BewachV) 

Artikel 2 Nummer 5 ist wie folgt zu fassen: 

,5. § 3 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Sprachkenntnisse“ die Wörter „(Kompetenzniveau der selbstän-
digen Sprachverwendung)“ eingefügt. 

b) Satz 2 wird … (weiter wie Regierungsvorlage Buchstabe a)ʻ 

Begründung: 

Für die Teilnahme an einem Unterrichtungsverfahren ist es erforderlich, dass die zu unterrichtende Person 
über die zum Verständnis unverzichtbaren deutschen Sprachkenntnisse verfügt (§ 3 Absatz 1 Satz 1 Be-
wachV). Die Inhalte der Unterrichtung können nur dann vermittelt werden, wenn die zugrundeliegenden 
Begriffe sprachlich verstanden werden. Das sprachliche Verstehen ist Voraussetzung für das inhaltliche Ver-
stehen der Unterrichtung und für einen aktiven Dialog zwischen Lehrenden und zu Unterrichtenden. Das 
Ziel der Unterrichtung kann ohne das Vorliegen der erforderlichen Sprachkenntnisse nicht erreicht werden. 
In der Praxis ergeben sich jedoch immer wieder Schwierigkeiten bei der Bestimmung des erforderlichen 
Sprachniveaus. So kommt es immer wieder vor, dass Personen an einem Unterrichtungsverfahren teilnehmen 
und dieses abbrechen müssen oder ihnen kein Unterrichtungsnachweis erteilt wird, weil sich im Laufe der 
Unterrichtung herausstellt, dass die zu unterrichtende Person nicht über die zum Verständnis unverzichtbaren 
deutschen Sprachkenntnisse verfügt und das Ziel der Unterrichtung mithin nicht erreicht wird. Mit der Er-
gänzung „(Kompetenzniveau der selbständigen Sprachverwendung)“ wird klargestellt, dass für die Unter-
richtung mindestens Kenntnisse der deutschen Sprache auf dem Kompetenzniveau der selbständigen Sprach-
verwendung (Kompetenzniveau B1) unverzichtbar und erforderlich sind. 

Die Erhöhung der Zahl der Unterrichtungsteilnehmer von derzeit 20 auf 25 Personen wird gestrichen. Es 
besteht die Gefahr, dass die Qualität der Unterrichtung, in deren Rahmen auch ein aktiver Dialog zwischen 
Lehrendem und Unterrichtungsteilnehmern zur Erreichung des Unterrichtungsziels stattfinden soll, durch 
die Erhöhung der Teilnehmerzahl auf 25 geschmälert wird. Da die Begrenzung auf 20 Teilnehmer eine Soll-
Bestimmung ist und in Einzelfällen auch mehr Teilnehmer pro Unterrichtung zugelassen werden können, 
soll es daher bei der Teilnehmerzahl von 20 bleiben. 

11. Zu Artikel 2 Nummer 13 und 17 (§ 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 – neu –, 
  Absatz 3 und Absatz 4 sowie 
 § 16 Absatz 1 Nummer 6a – neu – BewachV) 

Artikel 2 ist wie folgt zu ändern: 

a) Nummer 13 ist wie folgt zu fassen: 

,13. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird folgende Nummer 5 angefügt: 

„5. Nummer des in der Bundesrepublik Deutschland oder einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union ausgestellten Personalausweises, Reisepasses, Passersatzes oder Ausweis-
ersatzes oder Bezugnahme zu einem sonstigen amtlichen Ausweis- bzw. Identifizie-
rungsdokument.“ 
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b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
„(3) Wachpersonen sind verpflichtet, den Ausweis in Verbindung mit dem gemäß Ab-

satz 1 Satz 2 Nummer 5 vorgeschriebenen Ausweis- oder Identifizierungsdokument während 
des Wachdienstes mitzuführen und auf Verlangen den Beauftragten der Vollzugsbehörden 
(z. B. Ordnungsämter, Polizei- und Zollbehörden) vorzuzeigen.“ 

c) In Absatz 4 … (weiter wie Regierungsvorlage Nummer 13)ʻ 
b) In Nummer 17 ist nach Buchstabe b folgender Buchstabe b1 einzufügen: 

,b1) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 6a eingefügt: 
„6a. entgegen § 11 Absatz 3 einen Ausweis in Verbindung mit dem gemäß § 11 Absatz 1 Satz 2 

Nummer 5 vorgesehenen amtlichen Ausweis oder Identifizierungsdokument nicht mitführt 
oder den Vollzugsbehörden nicht auf Verlangen vorzeigt.“ ʻ 

Begründung: 
Ohne eine Verknüpfung zwischen dem vom Gewerbetreibenden gemäß § 11 Absatz 1 Satz 1 auszustellenden 
Ausweis mit einem amtlichen Ausweis- oder Identifizierungsdokument sind die Vollzugsbehörden nicht in 
der Lage, bei einer Vorortprüfung zu prüfen, ob die angetroffene Wachperson tatsächlich diejenige ist, die 
beim Gewerbetreibenden beschäftigt ist. Soweit im Bewacherausweis die Nummer des Personalausweises 
oder Reisepasses oder ein sonstiges amtliches Identifizierungsdokument angegeben sind, können die Voll-
zugsbehörden bei Zweifeln über die Identität der angetroffenen Bewachungsperson eine Prüfung anhand des 
amtlichen Dokuments vornehmen. Bei Wachpersonen, die keinen Ausweis oder kein Identifizierungsdoku-
ment aus einem Mitgliedstaat innerhalb der Europäischen Union besitzen oder vorweisen können, können 
sonstige amtliche Ausweisdokumente, wie beispielsweise die Aufenthaltserlaubnis, in Bezug genommen 
werden.  
Der bisherige Absatz 3 verpflichtet bisher den Gewerbetreibenden, die beschäftigten Wachpersonen zu ver-
pflichten, während des Wachdienstes den Ausweis mitzuführen und auf Verlangen des Beauftragten der 
zuständigen Behörde vorzuzeigen. Durch die Neufassung von Absatz 3 wird die Wachperson verpflichtet, 
den Bewacherausweis in Verbindung mit dem amtlichen Ausweis oder einem amtlichen Identifizierungsdo-
kument ständig mitzuführen und diese auf Verlangen den Vollzugsbehörden vorzuzeigen. Die Verantwort-
lichkeit für das Mitführen des Ausweises wird durch die Änderung des Absatzes 3 auf die Wachperson ver-
lagert. Die bisherige Verantwortlichkeit des Gewerbetreibenden, die Wachperson zum Mitführen zu ver-
pflichten, hat in der Praxis dazu geführt, dass ein Verschulden des Gewerbetreibenden nicht nachweisbar 
war und die Kontrolle deshalb ins Leere lief. Außerdem hatten andere Vollzugsbehörden als die Ordnungs-
ämter, wie beispielsweise die Beauftragten der Polizei- oder Zollbehörden, im Rahmen von Sicherheitskon-
trollen oder im Rahmen von Überprüfungen nach dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz Schwierigkeiten, 
die Beschäftigung der Wachperson beim Gewerbetreibenden zu prüfen. Die gesetzliche Regelung erfordert 
insoweit eine Klarstellung, dass als Vollzugsbehörden im Sinne des Absatzes 3 neben den Ordnungsbehör-
den auch die Polizei- und Zollbehörden anzusehen sind.  
Das Nichtmitführen oder das Verweigern der Vorlage eines Ausweises stellte bisher keine Ordnungswidrig-
keit dar. Die Bußgeldvorschrift wird daher entsprechend ergänzt und die Gesetzeslücke insoweit geschlos-
sen. 

12. Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 
Artikel 3 ist wie folgt zu ändern: 
a) In Satz 1 ist die Angabe „Artikel 1“ durch die Wörter „Dieses Gesetz“ zu ersetzen. 
b) In Satz 2 sind die Angabe „Buchstabe c“ durch die Angabe „Buchstabe a“ sowie die Wörter „ … [ein-

setzen: Datum des ersten Tages des 13. auf die Verkündung folgenden Monats] …“ durch die Angabe 
„31. Dezember 2017“ zu ersetzen. 

c) Satz 3 ist zu streichen. 
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Begründung: 

Zu Buchstabe a: 

In Artikel 3 fehlte bisher eine Regelung für das Inkrafttreten des Artikels 2 (Änderung der Bewachungsver-
ordnung). Artikel 2 soll am Tag nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft treten.  

Zu Buchstabe b: 

Darüber hinaus ist in Satz 2 eine redaktionelle Korrektur erforderlich; zudem wird das Inkrafttreten an die 
Inbetriebnahme des Bewacherregisters nach § 34a Absatz 6 geknüpft, um eine doppelte Datenerfassung zu 
vermeiden. 

Zu  Buchstabe c: 

Da das Gesetz nicht zustimmungsbedürftig ist, ist Satz 3 zu streichen. 
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Anlage 4 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung äußert sich zu der Stellungnahme des Bundesrates wie folgt: 

 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a – § 34a Absatz 1 Satz 4 Nummer 4 GewO) 

Dem Anliegen des Bundesrates wird grundsätzlich zugestimmt.  

 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a – § 34a Absatz 1 Satz 5 Nummer 3, Absatz 1a Satz 3 
GewO)  

Dem Vorschlag wird unter der Einschränkung zugestimmt, dass – soweit nicht bereits in Bundes- oder Landes-
gesetzen geregelt – Zwecke der Strafverfolgung oder Gefahrenabwehr einer Übermittlung der tatsächlichen An-
haltspunkte durch die Polizeibehörden an die Gewerbebehörden nicht entgegen stehen. 

 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a – § 34a Absatz 1 Satz 5 Nummer 4 – neu – Absatz 1a 
Satz 4 GewO) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen. Die Einführung einer ver-
dachtsunabhängigen Regelabfrage bei den Landesbehörden für Verfassungsschutz ist dabei insbesondere auch 
unter dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit zu prüfen.  

 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a – § 34a Absatz 1 Satz 7 GewO) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen. Die Bunderegierung gibt 
jedoch zu bedenken, dass die Regelung an dieser Stelle nicht erforderlich und lediglich deklaratorischer Natur ist.  

 

Zu Nummer 5 (Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a – § 34a Absatz 1 Satz 7a – neu – und Absatz 1a 
Satz 6 GewO) 

Dem Vorschlag wird im Grundsatz zugestimmt. Sofern eine Person sich erst seit kurzer Zeit im Inland oder einem 
anderen EU-/EWR-Staat aufhält, kann es im Einzelfall dazu kommen, dass die erforderliche Zuverlässigkeit nicht 
ausreichend festgestellt werden kann, weil bei den einzubeziehenden Stellen (Bundeszentralregister, Gewerbe-
zentralregister, Polizeibehörde, Landesbehörde für Verfassungsschutz) noch keine Erkenntnisse vorliegen. Die 
Bundesregierung gibt jedoch zu bedenken, ob eine Aufenthaltszeit von drei Jahren im Inland oder in einem ande-
ren EU-/EWR-Staat nicht ausreichend ist, um eine umfassende Zuverlässigkeitsprüfung durchführen zu können. 
Denn innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren können nach Auffassung der Bundesregierung Erkenntnisse vor-
liegen, die ggf. gegen die Zuverlässigkeit des Gewerbetreibenden bzw. der Wachperson sprechen.  

 

Zu Nummer 6 (Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a – § 34a Absatz 1a Satz 4 Nummer 1 GewO) 

Die Bundesregierung wird das Anliegen des Bundesrates im weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen. Die Aus-
weitung einer verdachtsunabhängigen Abfrage bei den Landesbehörden für Verfassungsschutz auf sämtliche 
Wachpersonen, die Flüchtlingsunterkünfte und Großveranstaltungen bewachen, ist dabei insbesondere auch unter 
dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit zu prüfen.  
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Zu Nummer 7 (Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a – § 34a Absatz 1b – neu – GewO) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen. Sie gibt jedoch zu beden-
ken, dass die Einführung einer Nachberichtspflicht und der damit verbundenen Speicherung einer Vielzahl per-
sonenbezogener Daten bei den Landesbehörden für Verfassungsschutz einer Rechtfertigung im Hinblick auf Er-
forderlichkeit, Angemessenheit und Verhältnismäßigkeit bedarf.  

Eine Nachberichtspflicht müsste zudem gemäß den Übermittlungsregelungen der Verfassungsschutzgesetze der 
Länder sowie – für den polizeilichen Bereich – unter Berücksichtigung der einschlägigen Bundes- und Landes-
gesetze erfolgen und Zwecke der Strafverfolgung oder Gefahrenabwehr dürften nicht entgegen stehen. 

 

Zu Nummer 8 (Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe b  – § 34a Absatz 2 GewO)  

Die Bundesregierung wird im weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen, ob eine Ergänzung der Ermächtigungs-
grundlage in § 34a Absatz 2 GewO für den Erlass einer Rechtsverordnung mit Blick auf das bis 31.12.2017 zu 
errichtende Bewacherregister erforderlich ist.  

 

Zu Nummer 9 (Artikel 1 Buchstabe c – § 34a Absatz 6 GewO) 

Die Bundesregierung wird das Anliegen des Bundesrates zur Konkretisierung des § 34a Absatz 6 GewO-E hin-
sichtlich der Errichtung des Bewacherregisters im weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen. Die Bundesregierung 
weist darauf hin, dass es sich bei dem geplanten Bewacherregister nicht um eine gemeinsame Datenbank von 
Polizei und Nachrichtendiensten handelt, sondern um ein gewerberechtliches Register mit dem Zweck, den Voll-
zug des Bewachungsrechts und die gewerberechtliche Überwachung von Bewachungsunternehmern und einge-
setzten Wachpersonen in der Praxis zu verbessern. 

 

Zu Nummer 10 (Artikel 2  Nummer 5 – § 3 Absatz 1 Satz 1 und 2 BewachV) 

Dem Vorschlag wird in der Sache zugestimmt. Aus rechtsförmlicher Sicht sollte der Einschub in Satz 1 nicht in 
Klammern erfolgen, da es sich nicht um eine Legaldefinition handelt. Es sollten daher vielmehr die Wörter „im 
Kompetenzniveau der selbständigen Sprachverwendung“ eingefügt werden.  

 

Zu Nummer 11 (Artikel 2 Nummer 13 und 17  – § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 – neu –, Absatz 3 und Ab-
satz 4 sowie § 16 Absatz 1 Nummer 6a – neu – BewachV) 

Dem Vorschlag wird teilweise zugestimmt. Die Einführung eines neuen Bußgeldtatbestandes in § 16 Absatz 1 
Nummer 6a BewachV ist nicht erforderlich. Verletzungen von Ausweispflichten werden bereits in § 32 Absatz 1 
Nummer 2 PAuswG und § 25 Absatz 3 Nummer 1 PassG (für Deutsche), in § 10 Absatz 1 bis 3 FreizügG/EU (für 
EU-Bürger) und in § 98 Absatz 2 Nummer 3, Absatz 3 Nummer 3 und 7 AufenthG (für sonstige Ausländer) hin-
reichend sanktioniert. 

 

Zu Nummer 12 (Artikel 3 – Inkrafttreten) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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